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Nr. 85 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages

(5. Session der 17. Gesetzgebungsperiode)

Vorlage der Landesregierung

Gesetz vom ....cceveiiniiiiininnenn , mit dem das Salzburger Nationalparkgesetz 2014
geindert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Das Salzburger Nationalparkgesetz 2014 — S.NPG, LGBI Nr 3/2015, zuletzt gedndert durch das Gesetz
LGBI Nr 121/2024, wird gedndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Die den § 2 betreffende Zeile lautet:
»$ 2 Zielsetzung, Schutzgiiter, Erhaltungsziele*

1.2. Nach der den § 4 betreffenden Zeile wird eingefiigt:
,»§ 4a Natura 2000-Landschaftspflegepldne*

1.3. Im 2. Abschnitt lautet die Uberschrift des 2. Unterabschnittes:
»2. Unterabschnitt
Bewilligungen, Anzeigen*
1.4. Nach der den § 14 betreffenden Zeile wird eingefiigt:

,»§ 14a  Anzeigepflichtige MaBnahmen
§ 14b Besondere Bestimmungen im Zusammenhang mit dem Ausbau von Gigabit-Netzen*

1.5. Die den § 44 betreffende Zeile lautet:
»$ 44  Umsetzungshinweis und Verweisungen auf Unionsrecht®

2. Im § 2 werden folgende Anderungen vorgenommen:

2.1. Die Uberschrift lautet: ,,Zielsetzung, Schutzgiiter, Erhaltungsziele“
2.2. Der bisherige Text erhdlt die Absatzbezeichnung ,,(1)*.

2.3. Im Abs 1 (neu) entfdllt in der Z 2 der Schlussteil.

2.4. Im Abs 1 (neu) wird nach der Z 3 angefiigt:

,,4. Landeskulturelles Ziel: Die naturnahe Kulturlandschaft ist zur Sicherung der Biodiversitit sowie
zur Erhaltung zahlreicher Natura 2000-Schutzgiiter in einem guten oder hervorragenden Zustand
nachhaltig zu sichern, da gerade der land-, alm- und forstwirtschaftlichen Nutzung eine auB3eror-
dentliche Bedeutung fiir die langfristige Bewahrung der Kulturlandschaften mit den vielfdltigen
und wertvollen Lebensraumtypen zukommt.*

2.5. Nach Abs 1 (neu) wird angefiigt:

,»(2) Die Landesregierung hat fiir das Natura 2000-Gebiet Nationalpark Hohe Tauern die zu schiitzen-
den Arten und Lebensrdume gemd3 Abs 1 Z 2 lit a bis ¢ sowie die Erhaltungsziele durch Verordnung
festzulegen.*

3. Im § 3 Abs 1 lauten die Z 2 und 3:

,,2. MaBnahmen im Zuge des Einsatzes des Bundesheeres in den Féllen des § 2 Abs 2 Z 2 und 3 des
Wehrgesetzes 2001, soweit in den Schutzbestimmungen fiir Sonderschutzgebiete nicht anderes be-
stimmt ist;

3. MaBnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit
von Menschen und zur Abwehr von unmittelbar drohenden Katastrophen sowie auf Anordnung
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der fiir den Vollzug des Salzburger Katastrophenhilfe und -managementgesetzes 2024 zusténdigen
Behorde die unmittelbar erforderlichen Maflnahmen zur Aufrechterhaltung einer weitestgehend
Alltagsnormalitét;*

4. Im § 4 werden folgende Anderungen vorgenommen:

4.1. Die Z 5 lautet:

,J. Eingriffe (in den Nationalpark): Plane oder Projekte (Vorhaben), die nicht unmittelbar mit der
Verwaltung des Natura 2000-Gebietes in Verbindung stehen oder hierfiir nicht notwendig sind, die
ein solches Gebiet jedoch einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Pldnen oder Projekten
erheblich beeintrichtigen konnen, sowie andere voriibergehende oder dauerhafte Mafinahmen, die
einzeln oder zusammen mit anderen Mallnahmen nicht nur unbedeutende Auswirkungen auf das
Schutzgebiet oder geschiitzte Objekt im Hinblick auf den Schutzzweck bewirken kdnnen oder
durch eine mehrfache Wiederholung oder Haufung derartiger Malnahmen voraussichtlich bewir-
ken. Ein Eingriff liegt auch dann vor, wenn die Maflnahmen selbst auBerhalb des Schutzgebietes
oder geschiitzten Objektes ihren Ausgang nehmen.*

4.2. Die Z 9 lautet:

,,9. FFH-Richtlinie oder Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie: Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und Pflan-
zen.*

5. Nach § 4 wird eingefiigt:
w»Natura 2000-Landschaftspflegepliine
§ 4a

(1) Zur Erhaltung oder Wiederherstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes der im Nationalpark
vorkommenden Natura 2000-Schutzgiiter konnen Natura 2000-Landschaftspflegepléne erstellt werden.

(2) In Ausfithrung der Natura 2000-Landschaftspflegepline konnen fiir begrenzte Gebiete oder fiir
bestimmte Pflegemafnahmen Detailpline erstellt werden. Fiir diese gelten die nachfolgenden Bestimmun-
gen sinngemal.

(3) Die Ausarbeitung von Natura 2000-Landschaftspflegeplidnen obliegt der Nationalparkbehorde, die
sich dabei geeigneter Fachkundiger zu bedienen hat. In die Ausarbeitung sind die Grundeigentiimer, das
Nationalparkkuratorium und der Fondsbeirat einzubinden.

(4) Die Natura 2000-Landschaftspflegepldne sind im Internet auf der Website des Landes zu verof-
fentlichen.

(5) Die Natura 2000-Landschaftspflegeplidne sind bei der Erlassung landesrechtlicher Entscheidungen
oder Verfligungen zu beachten.*

6. Im § 6 werden folgende Anderungen vorgenommen:

6.1. Im Abs 3 lautet die Z 5:

,,J. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet sind, und Drohnen in we-
niger als 5.000 m Seehohe, soweit sie nicht zu sportlichen oder touristischen Zwecken dient, was
keiner Bewilligung zugénglich ist;*

6.2. Im Abs 4 lautet der Einleitungssatz. ,,Jn den Kernzonen sind vorbehaltlich abweichender Bestimmun-
gen einer Verordnung gemaf § 9 folgende Tétigkeiten und MaBBnahmen weiterhin zulédssig:*

7. Im § 7 werden folgende Anderungen vorgenommen:

7.1. Im Abs 2 wird im Einleitungssatz die Verweisung ,,Abs 3 und 4 durch die Verweisung ,,Abs 3, 4 und
5% ersetzt.

7.2. Im Abs 2 lautet die Z 3:

,,3. die Errichtung und wesentliche Anderung von Straflen, Wegen, Parkflichen, Abbauflichen und
Bergbauhalden sowie sonstige gro3ere Bodenverletzungen;
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7.3. Im Abs 2 lautet die Z 6:

,,0. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet sind, und Drohnen in we-
niger als 5.000 m Sechdhe, soweit sie nicht zu sportlichen oder touristischen Zwecken dient;"

7.4. Im Abs 4 lautet die Z 11:

,11. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet sind, und Drohnen in we-
niger als 5.000 m Seehohe zu sportlichen oder touristischen Zwecken;*

7.5. Nach Abs 4 wird angefiigt:

,»(5) Die Anordnungen der vorstehenden Absétze gelten vorbehaltlich abweichender Bestimmungen
einer Verordnung nach § 9.«

8. § 9 Abs 1 lautet:

,(1) Die Landesregierung kann durch Verordnung iiber die gemal3 den §§ 6 bis 8 geltenden Schutzbe-
stimmungen hinaus
1. fiir die Kernzonen und Sonderschutzgebiete einzelne der gemiBl § 6 Abs 4 oder gemil der auf
Grundlage von § 8 erlassenen Verordnungen weiterhin zuldssigen Mafnahmen untersagen oder
nur mit behdrdlicher Bewilligung fiir zuldssig erkléren oder

2. fiir die AuBenzonen weitere Eingriffe untersagen oder nur mit behordlicher Bewilligung fiir zulds-
sig erkléren,

wenn und soweit dies unbedingt erforderlich ist, um zu verhindern, dass jene natiirlichen Lebensrdume
verschlechtert oder jene Tier- und Pflanzenarten erheblich gestort werden, fiir die nach dem Schutzzweck
des Nationalparks ein giinstiger Erhaltungszustand sichergestellt werden soll (§ 2 Abs 1 Z 2 und Abs 2).
Eine Verordnung, die iiber die Schutzbestimmungen gemé&l den §§ 6 bis 8 hinaus behordliche Bewilligun-
gen fiir Eingriffe in Kernzonen, Auflenzonen oder Sonderschutzgebiete anordnet, hat vorzusehen, dass die
Bewilligung nur erteilt werden darf, wenn durch die geplante Mafinahme keine erhebliche Beeintrachtigung
der Erhaltungsziele gemal3 § 2 Abs 1 Z 2 und Abs 2 zu erwarten ist (Vertriglichkeitspriifung).*

9. Im 2. Abschnitt lautet die Uberschrift des 2. Unterabschnittes:

»2. Unterabschnitt
Bewilligungen, Anzeigen*

10. Im § 14 Abs 1 wird in der Z 1 die Verweisung ,,§ 2 Z 1 durch die Verweisung ,,§ 2 Abs 1 Z 1%, in der
Z 2 die Verweisung ,.gemal § 2 Z 2 durch die Verweisung ,,gemal § 2 Abs 1 Z 2 und Abs 2* und in der Z
3 die Verweisung ,,gemal § 2 Z 1 und 2 durch die Verweisung ,,gemél § 2 Abs 1 Z 1 und 2 sowie Abs 2
ersetzt.

11. Nach § 14 wird eingeffiigt:
»Anzeigepflichtige Malinahmen
§ 14a

(1) Folgende MaBinahmen unterliegen einer Anzeigepflicht:

1. MaBnahmen des Bundesheeres, die der allgemeinen Einsatzvorbereitung dienen (§ 2 Abs 2 Z 1 des
Wehrgesetzes 2001);

2. MaBnahmen anerkannter Rettungsorganisationen (§ 3 Abs 4 und 4a des Salzburger Rettungsgeset-
zes), der Feuerwehr, der Organe der 6ffentlichen Sicherheit und des Katastrophenhilfsdienstes, die
der Vorbereitung von Einsdtzen im Rahmen gesetzlicher Hilfeleistungsverpflichtungen dienen;

3. MaBnahmen zur Beseitigung von Katastrophenfolgen unter Bedachtnahme auf die Wiederherstel-
lung des fritheren Zustandes und allféllige Materialverfrachtungen, soweit sie nicht geméal § 3
Abs 1 Z 3 vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind.

(2) Diese Malinahmen sind vor der Durchfiihrung der Nationalparkbehdrde anzuzeigen. Im Fall von
Mafnahmen gemél Abs 1 Z 3 ist die Anzeige innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Katastrophenereig-
nisses einzubringen und die MaBnahme zeitnahe umzusetzen. Die Anzeige ist von der Nationalparkbehoérde
unter sinngemifBer Anwendung der Bestimmungen des § 26 Abs 2, 3 und 5 NSchG zur Kenntnis zu neh-
men, wobei als Griinde fiir die Untersagung jene Griinde gelten, die zu einem Versagen der Bewilligung
nach diesem Gesetz oder einer auf seiner Grundlage erlassenen Verordnung fithren wiirden. Ordnungsge-
maif angezeigte und zur Kenntnis genommene Mafinahmen gelten als bewilligte Maflnahmen.
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Besondere Bestimmungen im Zusammenhang mit dem Ausbau von Gigabit-Netzen
§ 14b

(1) In Bewilligungsverfahren nach diesem Gesetz oder einer auf seiner Grundlage erlassenen Verord-
nung im Zusammenhang mit dem Ausbau von Gigabit-Netzen fiir die elektronische Kommunikation im
Sinn der Gigabit-Infrastrukturverordnung hat die Nationalparkbehérde innerhalb von 20 Arbeitstagen nach
Eingang des Antrages dessen Vollstindigkeit zu bestétigen oder nach § 13 Abs 3 AVG vorzugehen.

(2) Die Entscheidungsfrist von vier Monaten geméf Art 7 Abs 5 der Gigabit-Infrastrukturverordnung
kann mit Bescheid der Nationalparkbehdrde um hochstens weitere vier Monate verlédngert werden, wenn
es die jahreszeitlichen Verhéltnisse zur ordnungsgeméfen Durchfiihrung des Verfahrens erforderlich ma-
chen.

(3) Entscheidet die Nationalparkbehdrde nicht innerhalb der in Abs 2 genannten Frist, gilt die Bewil-
ligung nach Ablauf dieser Frist als erteilt.*

12. § 16 Abs 3 lautet:

»(3) Die mit der Vollziechung dieses Gesetzes betraute Behdrde gemédll Abs 1 und der National-
parkfonds gemédl § 28 diirfen zur Wahrnehmung der ihnen nach diesem Gesetz tlibertragenen Aufgaben
personenbezogene Daten verarbeiten, sofern die jeweiligen Daten zur Erfiillung einer Aufgabe oder zur
Ausiibung einer Befugnis nach diesem Gesetz erforderlich sind. Dies gilt insbesondere fiir Datenverarbei-
tungen im Rahmen von Monitoring-, Forschungs-, Kartierungs-, Erhebungs- und Dokumentationsmafnah-
men sowie sonstigen naturschutzfachlichen Maflnahmen.*

13.Im § 20 Abs 2 wird nach Z 1 eingefiigt:
,»2. in Anzeigeverfahren;"

14. Im § 28 wird angefiigt:

»(3) Der Fonds ist nicht auf Gewinn ausgerichtet. Er verfolgt ausschlieflich die in diesem Gesetz
definierten gemeinniitzigen Zwecke.*

15. Im § 40 Abs 1 lautet der letzte Satz: ,,Vor der Genehmigung ist der Fondsbeirat zu horen.*

16. Im § 41 wird angefiigt:
»(3) Der Rechnungsabschluss ist nach dem Unternehmensgesetzbuch zu erstellen.*

17. § 43 Abs 1 lautet:
»(1) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche Vorschriften gelten, soweit
nicht ausdriicklich anderes bestimmt wird, als Verweisungen auf die letztzitierte Fassung:
1. Gewerbeordnung 1994 — GewO 1994, BGBI1 Nr 194/1994; Gesetz BGBI I Nr 33/2026;
2. Unternehmensgesetzbuch — UGB, dRGBI S 219/1897; Gesetz BGBI I Nr 61/2026;
3. Vermessungsgesetz — VermG, BGBI Nr 306/1968; Gesetz BGBI I Nr 116/2022;
4. Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBI I Nr 146/2001; Gesetz BGBI I Nr 50/2025.

18. § 44 lautet:
»Umsetzungshinweis und Verweisungen auf Unionsrecht
§ 44
(1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:

1. Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensraume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABI Nr L 206 vom 22. Juli 1992, in der Fassung der
Richtlinie (EU) 2025/1237 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2025 zur
Anderung der Richtlinie 92/43/EWG des Rates in Bezug auf den Schutzstatus des Wolfs (Canis
lupus), ABI Nr L 2025/1237 vom 24. Juni 2025;

2. Richtlinie 2009/147/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber
die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, in der Fassung der Richtlinie 2013/17/EU des Rates
vom 13. Mai 2013 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Umwelt aufgrund des Bei-
tritts der Republik Kroatien, ABI Nr L 158 vom 10. Juni 2013;

3. Richtlinie 2003/4/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 {iber den

Zugang der Offentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie
90/313/EWG des Rates, ABI Nr L 41 vom 14. Februar 2003.
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(2) Dieses Gesetz verweist auf die Verordnung (EU) 2024/1309 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 29. April 2024 iiber Mafinahmen zur Reduzierung der Kosten des Aufbaus von Gigabit-Netzen
fiir die elektronische Kommunikation, zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/2120 und zur Aufhebung
der Richtlinie 2014/61/EU (Gigabit-Infrastrukturverordnung), ABI Nr L 2024/1309 vom 8. Mai 2024, be-
richtigt durch ABI Nr L 2024/90315 vom 24. Mai 2024.*

19. Im § 47 wird angefiigt:

»(10) Die §§ 2,3 Abs 1, (§) 4, 4a, 6 Abs 3und 4, 7 Abs 2,4 und 5, 9 Abs 1, 14 Abs 1, 14a, 14b, 16
Abs 3, 20 Abs 2, 28 Abs 3, 40 Abs 1, 41 Abs 3, 43 Abs 1 und 44 in der Fassung des Gesetzes LGBI
Nr..../.... treten mit dem auf ihre Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. Auf die gednderten
Bestimmungen gestiitzte Verordnungen konnen bereits vor dem im ersten Satz bestimmten Zeitpunkt er-
lassen werden; sie diirfen jedoch frithestens mit diesem Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.*
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Erlduterungen
1. Allgemeines:

Die Europiische Kommission hat gegen die Republik Osterreich ein Vertragsverletzungsverfahren (zur
Nr 2023/2045) wegen eines VerstoBles gegen die FFH-Richtlinie, die Vogelschutzrichtlinie und die Um-
weltinformationsrichtlinie eingeleitet. Die Kommission gelangt in Mahnschreiben und ergénzendem Mahn-
schreiben zu dem Ergebnis, dass die Republik Osterreich — konkret das Land Salzburg im Rahmen des
Salzburger Nationalparkrechts — ihren unionsrechtlichen Verpflichtungen aus den Art 4 Abs 4 und 6 Abs 2
und 3 der FFH-Richtlinie, aus Art 4 Abs 1 und 2 der Vogelschutzrichtlinie und aus Art 7 Abs 1 der Um-
weltinformationsrichtlinie nicht in ausreichendem Maf3 nachgekommen sei.

Die von der Kommission erhobenen Bedenken sollen nun zum Anlass fiir eine Novellierung des Salzburger
Nationalparkgesetzes 2014 — S.NPG, LGBI Nr 3/2015, genommen werden. So soll die umfassende Umset-
zung unionsrechtlich geforderter Standards zum Schutz des Nationalparks als Natura 2000-Gebiet gewéhr-
leistet und eine etwaige Verurteilung im Vertragsverletzungsverfahren hintangehalten werden.

Die zentralen Punkte der S.NPG-Novelle sind:

Es wird eine Verpflichtung der Landesregierung geschaffen, fiir das Natura 2000-Gebiet Nationalpark
Hohe Tauern mit Verordnung die Schutzgiiter und die jeweiligen Erhaltungsziele festzulegen (§ 2 Abs 2).
Die Verordnung konkretisiert die fiir den Schutz und die Erhaltung der betroffenen Lebensraumtypen und
Arten maf3geblichen Ziele und schafft damit eine wesentliche Grundlage fiir die Beurteilung der Vertrag-
lichkeit geplanter Mafinahmen im Nationalpark. Mit dieser Verordnung wird ein weiterer Schritt zur rechts-
konformen Umsetzung der FFH- und Vogelschutzrichtlinie gesetzt. Gleichzeitig wird durch die Veroffent-
lichung in Form einer Verordnung den Vorgaben der Umweltinformationsrichtlinie entsprochen.

Analog zu § 35 Salzburger Naturschutzgesetz 1999 — NSchG, LGBI Nr 73/1999, soll auch im Bereich des
Nationalparks kiinftig die Moglichkeit bestehen, Landschaftspflegepliane zu erlassen (§ 4a).

Die Regelungen der §§ 6 und 7 zu zuléssigen, untersagten und bewilligungspflichtigen Malnahmen in
Kern- und Auflenzonen werden punktuell prizisiert. Damit soll das Zusammenspiel zwischen ihnen und
einer Schutzbestimmungenverordnung gemal § 9 Abs 1 klarer hervorgehoben werden. Hintergrund ist die
Beanstandung der Kommission, dass nicht alle potenziell erheblich beeintréchtigenden Eingriffe einer Ver-
traglichkeitspriifung unterliegen, insbesondere weil das Gesetz solche Eingriffe vorbehaltlos zulasse. Kiinf-
tig wird klargestellt: Nach den §§ 6 und 7 kdnnen gewisse Eingriffe zwar grundsitzlich ohne Bewilligung
und ohne Vertrédglichkeitspriifung zuléssig sein; die Landesregierung kann jedoch nach § 9 Abs 1 jederzeit
weitergehende SchutzmafBnahmen verordnen, um die unionsrechtlichen Erhaltungsziele zu wahren. Damit
ist sichergestellt, dass alle Eingriffe, die ein Schutzgebiet erheblich beeintrdchtigen kdnnten, einer Vertrag-
lichkeitspriifung unterliegen. In diesem Sinn wurde bereits die Nationalpark-Schutzbestimmungenverord-
nung, LGBI Nr 67/2023, erlassen, die fiir die forstliche Nutzung weitergehende Bewilligungspflichten (inkl
Vertrdglichkeitspriifung) vorsieht. Weiters ist geplant, auch fiir den Bereich der landwirtschaftlichen Nut-
zung auf Verordnungsebene weitergehende Schutzbestimmungen zu erlassen.

Neu eingefiihrt wird aulerdem ein Anzeigeverfahren. Diesem sollen nach dem Vorbild NSchG einsatzvor-
bereitende MafBnahmen unterliegen, die bisher bewilligungspflichtig waren. Des Weiteren sollen auch
MalBnahmen zur Katastrophenbeseitigung erfasst werden, die bislang vom nationalparkrechtlichen Rege-
lungssystem ausgenommen waren. Damit wird den Bedenken der Europdischen Kommission Rechnung
getragen und sichergestellt, dass eine Vertriglichkeitspriifung durchgefiihrt wird.

Im Hinblick auf das Unionsrecht wird aulerdem eine Anpassung an die Gigabit-Infrastrukturverordnung
vorgenommen.

SchlieBlich werden im Rahmen der S.NPG-Novelle inhaltliche Klarstellungen und Ergénzungen vorge-
nommen, die bei der letzten Gesetzesdanderung unterblieben sind, die sich im Vollzug als notwendig erwie-
sen haben (zB die nunmehr vorgesehene Regelung zur Nutzung von Drohnen im Nationalparkgebiet) oder
die auf einer Empfehlung des Rechnungshofes beruhen.

Bei all diesen Anpassungen, seien sie durch unionsrechtliche Notwendigkeit oder durch die Erfahrung des
praktischen Vollzugs veranlasst, wird zugleich das politische Bekenntnis zur weiteren Ermoglichung der
bisherigen land- und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung der vom Menschen geschaffenen Kulturland-
schaft als leitender Hintergrundgedanke, wie er in Punkt 6.1 des aktuellen Regierungsiibereinkommens der
Salzburger Landesregierung zum Ausdruck kommt, gewahrt.
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2. Verfassungsrechtliche Grundlage:
Art 15 Abs 1 B-VG.

Durch die auf gesetzlicher Ebene oder durch eine Verordnung gemif § 9 Abs 1 angeordnete Beschriankung
zuldssiger Mallnahmen und Tatigkeiten im Gebiet des Nationalparks kann ein Eingriff in die Eigentums-
freiheit nach Art 5 StGG und Art 1 1. ZPEMRK bewirkt werden. Dieser Eingriff ist jedoch gerechtfertigt.

Die Eigentumsbeschrinkungen beruhen auf einer gesetzlichen Grundlage und verfolgen einen legitimen
Zweck: Der Schutz der Urspriinglichkeit des Gebiets des Nationalparks, die Aufrechterhaltung der Bio-
diversitdt auf seinen Fldchen und die Bewahrung der im Nationalpark vorkommenden geschiitzten Lebens-
rdume und Arten stellt ein gewichtiges 6ffentliches Interesse dar. Im Natura 2000-Gebiet dient die Be-
schrankung zudem der Umsetzung unionsrechtlicher Verpflichtungen aus der FFH-Richtlinie und der Vo-
gelschutzrichtlinie. Die vorgesehenen zusétzlichen Bewilligungs- bzw Anzeigepflichten oder Nutzungs-
verbote sind geeignet und erforderlich, um Beeintrachtigungen der geschiitzten Lebensrdume und Arten zu
verhindern. Sie sind auch verhéltnisméBig, weil das Eigentum der Grundeigentiimerinnen und -eigentiimer
nicht {iber Gebiihr beansprucht wird, sondern die Nutzungen lediglich in dem Ausmal beschrinkt werden,
das unbedingt erforderlich ist, um den unionsrechtlichen Zielen zu entsprechen. Dies wird auch dadurch
sichergestellt, dass das Land Salzburg durch Maflnahmen wie die Erstellung von Natura 2000-Landschafts-
pflegepldanen oder den Abschluss von privatrechtlichen Vereinbarungen zur Umsetzung der Nationalpark-
ziele dafiir sorgt, dass bisher bestehende (land- und forstwirtschaftliche) Nutzungsformen, die gleichzeitig
der Erhaltung der Arten und Lebensrdume dienen, weiterhin mdglich sind. Dariiber hinaus werden kaum
absolute Verbote vorgesehen, und Bewilligungspflichten nur dort, wo sie unbedingt notwendig sind.
SchlieBlich ist die Abgeltung von erhdhtem Pflegeaufwand im Wege des Vertragsnaturschutzes moglich.
Vor diesem Hintergrund sind etwaige Eingriffe in die Eigentumsfreiheit als verfassungsrechtlich zuléssig
zu erachten. Die Grundsitze des Art 5 StGG und Art 1 1. ZPEMRK werden demnach gewahrt.

3. Ubereinstimmung mit dem EU-Recht:
Das Gesetzesvorhaben dient der Umsetzung folgender Richtlinien:

— Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume sowie
der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABI Nr L 206 vom 22. Juli 1992, in der Fassung der Richtlinie
(EU) 2025/1237 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2025 zur Anderung der
Richtlinie 92/43/EWG des Rates in Bezug auf den Schutzstatus des Wolfs (Canis lupus) (,,FFH-Richt-
linie*), ABI Nr L 2025/1237 vom 24. Juni 2025;

—  Richtlinie 2009/147/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber
die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, in der Fassung der Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom
13. Mai 2013 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Umwelt aufgrund des Beitritts der
Republik Kroatien (,,Vogelschutzrichtlinie®), ABI Nr L 158 vom 10. Juni 2013;

—  Richtlinie 2003/4/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 iiber den Zu-
gang der Offentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufthebung der Richtlinie 90/313/EWG des
Rates (,,Umweltinformationsrichtlinie*), ABI Nr L 41 vom 14. Februar 2003.

Die Gesetzesnovelle soll eine Verurteilung der Republik Osterreich im laufenden Vertragsverletzungsver-
fahren betreffend diese Richtlinien verhindern.

Dartiber hinaus soll eine Anpassung des S.NPG an die Verordnung (EU) 2024/1309 des Europiischen Par-
laments und des Rates vom 29. April 2024 {iber Mafinahmen zur Reduzierung der Kosten des Aufbaus von
Gigabit-Netzen fiir die elektronische Kommunikation, zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/2120 und
zur Authebung der Richtlinie 2014/61/EU (Gigabit-Infrastrukturverordnung), ABI Nr L 2024/1309 vom
8. Mai 2024, erfolgen.

4. Kosten:

Die Novellierung kann mittelbar durch Mafinahmen des Vertragsnaturschutzes zu Mehrkosten fithren. Dem
stehen jedoch Einsparungen gegeniiber, die sich etwa aus einer Reduktion erforderlicher Verfahren sowie
einem damit verbundenen geringeren Personalaufwand ergeben (insbesondere im Zusammenhang mit dem
Anzeigeverfahren). Der allenfalls entstehende Mehraufwand resultiert iiberwiegend aus der Umsetzung der
FFH-Richtlinie sowie der Vogelschutzrichtlinie. Die im Zuge der Novellierung vorgesehenen weitergehen-
den Anpassungen, die nicht der Richtlinienumsetzung dienen, werden voraussichtlich nur zu geringfiigigen
Mehrkosten fiihren bzw in einzelnen Bereichen sogar kostenddmpfende Wirkungen entfalten bzw sich neut-
ral verhalten. Kostenfolgen fiir andere Gebietskorperschaften sind nicht zu erwarten.

5. Ergebnis des Begutachtungsverfahrens:

Im Begutachtungsverfahren haben eine inhaltliche Stellungnahme abgegeben:
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das Bundesministerium fiir Justiz (im Folgenden ,,BMJ*),
das Bundesministerium fiir Landesverteidigung (im Folgenden ,,BMLV*),

das Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Was-
serwirtschaft (im Folgenden ,,BMLUK®),

das Militirkommando Salzburg (im Folgenden ,,MilKdo S*),

die Arbeiterkammer Salzburg (im Folgenden ,,AK®),

die Landwirtschaftskammer Salzburg (im Folgenden ,,LK*),

die Regionalentwicklung Pinzgau,

der Regionalverband Oberpinzgau,

die Landesumweltanwaltschaft Salzburg (im Folgenden ,,LUA®),

der Verband der Land&Forst Betriebe Salzburg (im Folgenden ,,Land&Forst®),

die Schutzgemeinschaft der Grundbesitzer im Nationalpark (im Folgenden ,,Schutzgemeinschaft),
der Salzburger Alm- und Bergbauernverein (im Folgenden ,,Alm-at®),

der Naturschutzbund Salzburg (im Folgenden ,,Naturschutzbund®),

der Osterreichische Alpenverein, Landesverband Salzburg (im Folgenden ,,Alpenverein®),

das Referat 0/15 — Katastrophenschutz und &uflere Sicherheit des Amtes der Landesregierung (im Fol-
genden ,,Referat 0/15°) sowie

Privatpersonen.

Auf eine vollinhaltliche Wiedergabe dieser Stellungnahmen, vor allem derjenigen Passagen, die allgemeine
Aussagen zum Thema treffen und den Gesetzesvorschlag vor deren Hintergrund einer allgemeinen Bewer-
tung unterziehen, wird an dieser Stelle verzichtet; die Stellungnahmen konnen im Original im Internet unter
der folgenden Adresse eingesehen und abgerufen werden:

https://service.salzburg.gv.at/pub/get/attachments/35452

Der nachfolgenden Tabelle konnen die wesentlichen Inhalte der einzelnen Stellungnahmen, geordnet nach
den einzelnen Regelungen des Gesetzesvorschlages, auf welche sich diese beziehen, sowie die Uberlegun-
gen, die fiir deren Wiirdigung (Beriicksichtigung bzw Nichtberiicksichtigung im Rahmen der Regierungs-
vorlage) maBgeblich waren, entnommen werden.

Anderungsvorschliige zu den im Begutachtungsentwurf enthaltenen Bestimmungen

Bestimmung Absender/in Kurzinhalt der Stellungnahme Wiirdigung

§2 Abs 1 LK, Ergénzung der naturnahen Kul- | Im § 2 Abs 1 Z 4 wird eine
Land&Forst, turlandschaft oder der Land- Bestimmung betreffend die
Schutzgemeinschaft, | und Forstwirtschaft bei den Zie- | Kulturlandschaft aufgenom-
Alm-at, len des Gesetzes bzw Festle- men.
Privatpersonen gung der Land- und Forstwirt-

schaft als prioritires Schutzgut

§ 2 Abs 2 Alpenverein Frist zur Erlassung der Verord- | Die Verordnung wird paral-

nung fehlt lel zur vorliegenden S.NPG-
Novelle erarbeitet und soll
gleichzeitig mit ihr in Kraft
treten. Eine Frist erscheint
auf Grund der ohnehin beste-
henden ausnahmslosen Ver-
pflichtung der Landesregie-
rung nicht erforderlich.

§3Abs1Z3 | LK, Ausnahme vom Anwendungs- Dies soll derzeit nicht aufge-

Land&Forst, bereich des Gesetzes fiir die nommen werden.
Schutzgemeinschaft | Rdumung von Bachldufen und
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Wildbachsperren bei Hochwas-
serereignissen zur Verhinderung
einer Katastrophe

§4Z5

§ 4a

LUA, Ausnahme aus dem Anwen- Durch die Verweisung auf

Alpenverein dungsbereich des Gesetzes das S.KHMG 2024 und die
sollte im Hinblick auf die All- in diesem Bereich gebrauch-
tagsnormalitét praziser gefasst lichen Begrifflichkeiten wird
werden ausreichend prézisiert, was

von § 3 Abs 1 Z 3 erfasst ist.

Privatpersonen Folgen des Klimawandels sollen | Dies soll derzeit nicht aufge-
beriicksichtigt werden nommen werden.

LUA Bezugnahme in den Erlduterun- | Die Erldauterungen zu § 4 Z 5
gen nur auf Kernzone und nicht | werden entsprechend er-
auch auf AuBBenzone ist unklar ginzt. Der bisherige Hinweis

nur fiir die Kernzone riihrt
daher, dass § 6 Abs 2 jeden
EingriffiSd § 4 Z 5 verbie-
tet, wihrend in den Aullen-
zonen nur jene ausdriicklich
genannten Eingriffe verboten
oder bewilligungspflichtig
sind.

BMLUK Erweiterung der Erlduterungen Der Natura 2000-Land-
um eine ndhere Darstellung der | schaftspflegeplan bezieht
Rolle des Vertragsnaturschutzes | sich ausschlielich auf Na-

tura 2000-Schutzgiiter. Der
Vertragsnaturschutz ist be-
reits im S.NPG verankert
und erfahrt durch diese No-
velle keine Anderung.

Regionalentwicklung | ,,Wirtschaftsplan® bzw ,,Alm- Der Natura 2000-Land-

Pinzgau, Bewirtschaftungsplan® statt schaftspflegeplan ist ein

Regionalverband ,~Pflegeplan®, um die tatséchli- fachliches Planungsinstru-

Oberpinzgau che Bewirtschaftung abzubilden | ment mit naturschutzfachli-

chen Zielen; die tatsidchliche
Bewirtschaftung ist abgebil-
det, wenngleich eine taxative
Auflistung aller bewilli-
gungsfreien Mafinahmen
nicht moglich erscheint (vgl
§ 35 NSch@G).

LUA Inhalte des Natura 2000-Land- Siehe die Erlduterungen zu
schaftspflegeplans sowie die § 4a: Die Pléane sind keine
Ubereinstimmung mit Unions- Verordnungen, sondern stel-
recht und der Aarhus-Konven- len eine fachliche Grundlage
tion sind fraglich fiir weitergehende Entschei-

dungen oder Verfiigungen
der Behorde (zB Bewirt-
schaftungsplédne) dar. Auch
fiir andere Europaschutzge-
biete wurden bereits solche
Pléne erstellt.

Naturschutzbund Ausgestaltung als ,,.kann“-Be- Die Pflicht zur Erlassung ei-
stimmung wird kritisch gesehen | nes Natura 2000-Land-

schaftspflegeplans erscheint

Alpenverein Pflicht zur Erstellung eines Na- | nicht erforderlich.

tura 2000-
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Landschaftspflegeplans fiir be-
sonders sensible Schutzgiiter

§ 4a Abs 3 LK, Beiziehung von geeigneten § 4a Abs 3 wird analog zu
Land&Forst, Fachkundigen insbesondere aus | § 35 NSchG gestaltet und
Schutzgemeinschaft, | der Land-, Forst- und Almwirt- | spricht von der Beiziehung
Alm-at schaft »geeigneter Fachkundiger.
Alm-at Beiziehung der Schutzgemein- Dies ermdglicht die Beizie-

schaft hung verschiedenster Exper-
LUA, Beiziehung der Landesumwelt- | tinnen und Experten, ohne
Alpenverein anwaltschaft bzw einschldgiger | dass es im Gesetz einer né-
wissenschaftlicher Fachstellen heren Festlegung bedarf. Die
und anerkannter Umweltorgani- | Erlduterungen werden aber
sationen um einen Hinweis auf die
Beiziehung von Expertinnen
und Experten ergénzt.
§6Abs3Z5 | BMLUK Formulierung ist anzupassen, Eine Anpassung wird in den
weil Drohnen als Luftfahrzeuge | Erlduterungen vorgenom-
gelten men.
Formulierung des Verbotes fiir | Eine Anpassung wird nicht
Sport- und Tourismusfliige als als erforderlich erachtet.
eigener Satz
Regionalentwicklung | Drohnenregelung zumindest im | Diesbeziigliche Festlegungen
Pinzgau, Natura 2000-Landschaftspflege- | werden in der Nationalpark-
Regionalverband plan. Alternativ: mehrjéhrige Natura-2000-Verordnung ge-
Oberpinzgau Bewilligungen troffen.
LK, Ablehnung der Bewilligungs-
Land&Forst, pflicht fiir Drohnenfliige fiir
Schutzgemeinschaft, | almwirtschaftliche Zwecke
Alm-at
Naturschutzbund Sicherstellung einer umfassen-
den Regelung bzw eines Verbo-
tes von Drohnenfliigen

§ 6 Abs 4 LUA Textierungsvorschlag zur Klar- | Die Regelung bedient sich

Einleitungs- stellung, dass eine Verordnung | hier einer in der Rechtsspra-

satz gemil § 9 Abs 1 nur strengere che tiblichen Formulierung

Regelungen treffen kann (,,abweichende Bestimmun-
gen®). Dies soll beibehalten
werden.

§ 7 Abs 2 Z 3 | Regionalentwicklung | Ergénzung von Fallbeispielen Diesbeziigliche Festlegungen
Pinzgau, fiir groBere Bodenverletzungen | werden in der Nationalpark-
Regionalverband zur besseren Nachvollziehbar- Natura-2000-Verordnung ge-
Oberpinzgau keit troffen.

LK, Ausnahme fiir Bodenverletzun-

Land&Forst, gen der Alm- und Waldbewirt-

Schutzgemeinschaft, | schaftung und bei Erhaltung be-

Alm-at stehender Anlagen

Schutzgemeinschaft | Ergénzung in den Erlduterun- Vor dem Hintergrund des
gen, dass nicht nur Viehtritt Vertragsverletzungsverfah-
nicht als Bodenverletzung ange- | rens werden keine weiterge-
sehen wird, sondern auch be- henden Freistellungen nor-
griinte Wege nicht. miert.

LK, Ausnahme fiir Bodenverletzun- | Bei dieser Forderung besteht

Land&Forst, gen, die auftreten, wenn zur Er- | Konkretisierungsbedarf,

Schutzgemeinschaft, | haltung bestehender Fahr- und weshalb sie aktuell nicht Teil

Alm-at Viehtriebswege Boschungen der Novelle sein soll.
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oder Berggriaben "geputzt" wer-
den

LUA Schwellenwert fiir Grof3e der Es darf auf die Erlauterun-
Bodenverletzung ist nicht sinn- | gen verwiesen werden, die
voll eine groflere Bodenverlet-

zung ,,jedenfalls* bei Inan-
spruchnahme einer Fldche
von insgesamt mehr als 250
m? sehen.

Naturschutzbund Details zu groBeren Bodenver- Dies erscheint nicht erforder-
letzungen sollten im Gesetzes- lich; in den Erlduterungen
text getroffen werden wird beispielhaft angefiihrt,

was bisher als Bodenverlet-
zung gewertet wurde bzw
was nicht.

§ 7Abs2 76 | BMLUK Formulierung ist anzupassen, Eine Anpassung wird in den
weil Drohnen als Luftfahrzeuge | Erlduterungen vorgenom-
gelten men.

Regionalentwicklung | Drohnenregelung zumindest im | Diesbeziigliche Festlegungen

Pinzgau, Natura 2000-Landschaftspflege- | werden in der Nationalpark-

Regionalverband plan. Alternativ: mehrjahrige Natura-2000-Verordnung ge-

Oberpinzgau Bewilligungen troffen.

LK, Ablehnung der Bewilligungs-

Land&Forst, pflicht fiir Drohnenfliige fiir

Schutzgemeinschaft, | almwirtschaftliche Zwecke

Alm-at

Naturschutzbund Sicherstellung einer umfassen-
den Regelung bzw eines Verbo-
tes von Drohnenfliigen

§ 7 Abs 5 LUA Textierungsvorschlag zur Klar- | Die Regelung bedient sich
stellung, dass eine Verordnung hier einer in der Rechtsspra-
gemil § 9 Abs 1 nur strengere che iiblichen Formulierung
Regelungen treffen kann (,,abweichende Bestimmun-

gen®). Dies soll beibehalten
werden.

§ 9 Abs 1 LK, Keine Notwendigkeit fiir Ver- Dies wird iiber den Natura
Land&Forst, traglichkeitspriifungen bei tradi- | 2000-Landschaftspflegeplan
Schutzgemeinschaft | tionellen landwirtschaftlichen sichergestellt.

Verfahren

Naturschutzbund Sicherstellung einer Vertrag- Dies wird durch § 9 Abs 1
lichkeitspriifung letzter Satz sichergestellt.

Alpenverein Verordnungen sind nicht ausrei- | Jene Tatbestinde, die jeden-

chend, um das Unionsrecht um-
zusetzen, MalB3nahmen sind di-
rekt im Gesetz zu treffen.

falls verboten sind oder nach
einer Vertraglichkeitsprii-
fung zuldssig sein konnten,
werden direkt im Gesetz ge-
nannt. Dariiber hinaus kann
es vor dem Hintergrund des
Unionsrechts weiteren Ein-
schrankungsbedarf geben.
Damit dies schnell erfolgen
kann, wird die Verordnungs-
form (§ 9 Abs 1) gewdhlt.
Dies ist bereits geltendes
Recht und soll auch weiter-
hin so beibehalten werden.
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§ 14a LUA, Sicherstellung einer Vertrag- Die Durchfiihrung einer Ver-
Naturschutzbund lichkeitspriifung traglichkeitspriifung fiir die
Tatbestdnde des § 14a Abs 1
ist durch Abs 2 sicherge-
stellt.
§ 14a Abs 1 BMLYV und MilKdo | Befiirwortung einer bloBen An- | § 14a Abs 1 Z 1
Z1 S zeigepflicht fiir Maflnahmen des
Bundesheeres, die der allgemei-
nen Einsatzvorbereitung dienen
LUA Einschriankung der Bestim- Eine solche Einschriankung
mung, sodass in sensiblen Not- | erscheint nicht vollziehbar.
bzw Brut- und Aufzuchtzeiten
(16.08. bis 15.11.) weiterhin
eine Bewilligungspflicht gege-
ben ist
§ 14a Abs 1 Regionalentwicklung | Beriicksichtigung von Material- | Dies findet in § 14a Abs 1
Z3 Pinzgau, verfrachtungen neben dem Z 3 und die zugehorigen Er-
Regionalverband fritheren Zustand lauterungen Eingang.
Oberpinzgau,
LK,
Land&Forst,
Schutzgemeinschaft,
Alm-at
Schutzgemeinschaft | Ergdnzung der Erldauterungen
um die Bedachtnahme auf Ge-
schiebe
Naturschutzbund Bewilligungspflicht statt Anzei- | Die Durchfiihrung einer Ver-
gepflicht fiir Wiederherstel- traglichkeitspriifung er-
lungsmafinahmen scheint auch im Rahmen ei-
nes Anzeigeverfahrens ge-
wihrleistet.
§ 14a Abs 2 Regionalentwicklung | Fristbeginn ab Kenntnis des Ka- | Dies findet in § 14a Abs 2
Pinzgau, tastrophenereignisses Eingang.
Regionalverband
Oberpinzgau,
LK,
Land&Forst,
Schutzgemeinschaft,
Alm-at
LK, Kritik an verldngerbarer Ent- Beim Anzeigeverfahren steht
Land&Forst, scheidungsfrist die unmittelbare Bearbeitung
Schutzgemeinschaft, im Vordergrund, nicht die
Alm-at, Verschweigung. Die Verldn-
Naturschutzbund gerungsmoglichkeit iSd § 26
Abs 3 NSchG ist auf Fille
eingeschriankt, wo eine fach-
liche Beurteilung auf Grund
der jahreszeitlichen Verhalt-
nisse frither nicht moglich
ist.
Naturschutzbund Kritik an Kenntnisnahme durch | Die Regelung soll analog
Fristablauf zum NSchG beibehalten
werden.
§ 14b Abs 3 AK, Ablehnung der Genehmigungs- | Regelung ermoglicht die
Naturschutzbund, fiktion, weil Verldngerung der
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Alpenverein Vertraglichkeitspriifung sicher- | Entscheidungsfrist, um die
gestellt werden muss Durchfiihrung einer Vertrag-
lichkeitspriifung sicherzu-
stellen. Die Genehmigungs-
fiktion stammt aus dem Uni-
onsrecht.
§ 16 Abs 3 BMJ Grundlage fiir die Datenverar- Die Bestimmung stammt aus
beitung ist zu ungenau. dem geltenden Recht und
wurde in Ausfiihrung der
Datenschutz-Grundverord-
nung geschaffen. Sie wird in
der nun vorgeschlagenen
Form als ausreichend genau
erachtet, da die Zwecke und
Datenkategorien iiber die ge-
setzlichen Aufgaben ndher
determiniert werden. Im ver-
gleichbaren Bereich des
NSchG besteht eine analoge
Regelung.
LUA Klarstellung dartiber, dass die Dies soll derzeit nicht aufge-
wissenschaftlichen Fachdaten nommen werden.
aus dem Bereich des National-
parks der Offentlichkeit im
Wege der Biodiversititsdaten-
bank am Haus der Natur zur
Verfligung stehen sollen
§ 20 Abs 2 AK, Kein Ausschluss der Parteistel- | Dies wird in Analogie zu
72 LUA, lung der LUA im Anzeigever- § 55 NSchG beibehalten.
Naturschutzbund, fahren
Alpenverein
§40 Abs 1 LUA, Streichung des Anhdrungsrechts | Am vorgeschlagenen Entfall
Naturschutzbund, des Nationalparkrates wird ab- des Anhorungsrechts wird
Alpenverein gelehnt festgehalten.
LUA Ausdehnung des Anhorungs- Dies soll derzeit nicht aufge-
rechts auf die LUA nommen werden.
§ 41 Abs 3 Naturschutzbund Rechnungshofkontrolle darf Die Regelung stellt klar, dass
nicht entfallen der Nationalparkfonds sei-
nen Rechnungsabschluss
nach dem UGB erstellt, ein
Ausschluss der Zustindig-
keit des Rechnungshofes ist
damit nicht verbunden.
Punkt 2 Er- Schutzgemeinschaft | Ergénzung der Grundrechtsprii- | Dies findet Eingang in die
lauterungen fung um einen Hinweis auf das | Erléuterungen.
1. ZPEMRK
Allgemeines | Naturschutzbund zu kurze Begutachtungsfrist im | Eine Begutachtungsfrist von

Hinblick auf die Aarhus-Kon-
vention

drei Wochen wird auch vor
dem Hintergrund der Aar-
hus-Konvention als ausrei-
chend angesehen, um eine
wirksame Offentlichkeitsbe-
teiligung sicherzustellen.

Unterlagen zum Vertragsverlet-
zungsverfahren sind nicht verof-
fentlicht

Vertragsverletzungsverfah-
ren unterliegen der Geheim-
haltungspflicht nach Art 4
Abs 2 dritter Spiegelstrich
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der Verordnung (EG) Nr
1049/2001 des Européischen
Parlaments und des Rates
vom 30. Mai 2001 iiber den
Zugang der Offentlichkeit zu
Dokumenten des Européi-
schen Parlaments, des Rates
und der Kommission.

Uber den Begutachtungsentwurf hinausgehende Anderungsvorschlige

Bestimmung Absender/in Kurzinhalt der Stellungnahme Wiirdigung
§ 6 Abs 3 Z 3 | Privatpersonen Tatigkeiten sollen uneinge- Ziel des Gesamtsystems aus
und Abs 4 schrankt weiterhin zuléssig sein | Gesetz und Verordnung ist
Z 1und 4 es, ein Ausgleich der beriihr-
ten Interessen zu erreichen.
Eine Veranlassung zu wei-
tergehenden Anderungen
wird nicht geschen.
§ 14a Abs 1 Referat 0/15 Ergénzung des Anzeigeverfah- Dies soll derzeit nicht aufge-
rens um einen weiteren Tatbe- nommen werden.
stand fiir meteorologische, hyd-
rologische und hydrometeorolo-
gische Messstationen
§ 20 Privatpersonen Weitergehende Einschrankung Diesbeziiglich wird keine
der Parteistellung der LUA Veranlassung gesehen.
§ 25 Abs 1 Naturschutzbund Erhohung des Strafrahmens im | Diesbeziiglich wird keine
Hinblick auf Drohnen Veranlassung gesehen.
§ 26 LK, Forderung nach einer Entschédi- | Die Notwendigkeit der Ein-
Regionalentwicklung | gung holung einer Bewilligung
Pinzgau, oder Einbringung einer An-
Regionalverband zeige rechtfertigt noch keine
Oberpinzgau, Entschiadigung.
Land&Forst,
Schutzgemeinschaft,
Alm-at
§26 Abs 5 Schutzgemeinschaft | Klarstellung des Verstandnisses | Diesbeziiglich wird keine
von ,,unbillige Hérte* in den Er- | Veranlassung gesehen.
lduterungen
- LK, Forderung der Aufnahme von Wie in anderen Europa-
Land&Forst, Ausgleichsmafinahmen analog schutzgebieten ist aus uni-
Schutzgemeinschaft, | zu NSchG onsrechtlichen Griinden kein
Alm-at, Ausgleich vorgesehen.
Privatpersonen Forderung der Verankerung des | Die rechtliche Priifung der

Grundsatzes der Verhéltnisma-
Bigkeit betreffend Eingriff und
Beeintrachtigung

Verfassungskonformitit von
moglichen Grundrechtsein-
griffen geht jeder Novellie-
rung einer gesetzlichen Re-
gelung voraus. Sie wird auf
abstrakter Ebene und nicht
im Einzelfall vorgenommen.
Das Grundrecht auf Eigen-
tum ist daher bereits bertick-
sichtigt.
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- LK, bei Priifung, ob ein bewilli- Dies erfordert keine Ande-
Land&Forst, gungspflichtiges Projekt den rung im Gesetz, zumal es bei
Schutzgemeinschaft, | Bewilligungsvoraussetzungen der Beurteilung der Erheb-
Alm-at gemil § 14 Abs 1 entspricht, lichkeit iSd Art 6 Abs 3

sind allféllige Auswirkungen FFH-RL neben der Dauer-
des Projektes auf das Gesamt- haftigkeit des Verlustes auch
vorkommen des Schutzgutes im | auf Entwicklungstrends des
gesamten Nationalpark zu prii- Lebensraumtyps im Schutz-
fen und nicht nur auf der konk- gebiet und der biogeographi-
ret betroffenen Flache schen Region ankommt.

- Regionalentwicklung | Einfithrung eines Geschiebemo- | Dies soll derzeit nicht aufge-
Pinzgau, nitorings nommen werden.
Regionalverband
Oberpinzgau

- Schutzgemeinschaft, | Schaffung der Moglichkeit, aus | Dies erscheint nicht umsetz-
Privatpersonen dem Nationalparkgebiet auszu- | bar.

treten

6. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu Z 1 (Inhaltsverzeichnis):

Die Anderungen im Inhaltsverzeichnis sind durch Anderungen und Ergénzungen im Normtext bedingt.
ZuZ2§2):

Der vorgeschlagene § 2 Abs 1 beschiftigt sich mit den Zielsetzungen des S.NPG und nennt vier Kategorien
an Zielen, ndmlich das Schutzziel (Z 1), das Erhaltungsziel im Hinblick auf im Nationalpark zu schiitzende
Arten und Lebensrdume (Z 2), das Bildungsziel (Z 3) und das landeskulturelle Ziel (Z 4).

Die Erhaltungsziele gemdB3 Abs 1 Z 2 erfahren durch die vorliegende Novelle eine Konkretisierung: Im neu
geschaffenen Abs 2 wird die Landesregierung verpflichtet, fiir das Natura 2000-Gebiet Nationalpark Hohe
Tauern die Schutzgiiter und die jeweiligen Erhaltungsziele mit Verordnung festzulegen. Dies dient der
Umsetzung von Art4 Abs 4 der FFH-Richtlinie und von Art4 Abs 1 und 2 der Vogelschutzrichtlinie.
Durch die mit der Verordnungsform gegebene Publizitdtswirkung wird auBerdem Art 7 Abs 1 iVm Abs 2
lit b der Umweltinformationsrichtlinie erfiillt. § 2 Abs 2 in Verbindung mit der darauf gestiitzten Verord-
nung trigt den Bedenken der Europédischen Kommission, die sich auf die Festlegung und Verdffentlichung
der hinreichend spezifischen und konkreten Erhaltungsziele und Schutzgiiter beziehen, Rechnung und soll
eine Verurteilung der Republik Osterreich im laufenden Vertragsverletzungsverfahren verhindern.

Eingefiigt wird auch eine neue Z 4 im Abs 1, wonach die Bedeutung der naturnahen, durch Bewirtschaftung
geprigten Kulturlandschaft im Nationalpark als landeskulturelles Ziel besonders hervorgehoben wird.

ZuZ3 (§3 Abs 1):

§ 3 Abs 1 nennt jene Titigkeiten und MaBinahmen, die nicht dem S.NPG unterliegen. Die geltenden Z 2
und 3 erfahren Anderungen:

Die geltende Z 2 beschiftigt sich mit Mafinahmen im Zuge des Einsatzes des Bundesheeres in den Fillen
des § 2 Abs 2 Z 2 und 3 des Wehrgesetzes 2001 — WG 2001, BGBI I Nr 146/2001, und nimmt diese vom
Anwendungsbereich des Gesetzes aus. Kiinftig soll gelten, dass diese Ausnahme aus dem S.NPG nur inso-
weit gilt, als in den Schutzbestimmungen fiir Sonderschutzgebiete (§ 8) nicht anderes bestimmt ist. Es han-
delt sich dabei um eine Angleichung an die Bestimmungen der Z 4 betreffend den Einsatz von Organen der
offentlichen Sicherheit oder Aufsicht.

Die geltende Z 3 beschéftigt sich mit MaBBnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fiir das
Leben oder die Gesundheit von Menschen, zur Abwehr von unmittelbar drohenden Katastrophen und zur
unmittelbaren Beseitigung von Katastrophenfolgen und nimmt diese vom Anwendungsbereich des Geset-
zes aus. Diese Regelung erfihrt eine Uberarbeitung: Im Gegensatz zum geltenden Recht werden kiinftig
nur mehr die Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr oder einer unmittelbar drohenden Katastrophe
aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes ausgenommen, auflerdem die gemif3 dem Salzburger Katastro-
phenhilfe und -managementgesetz 2024 — S KHMG 2024, LGBI Nr 76/2024, vor Ort angeordneten Mal-
nahmen zur Aufrechterhaltung einer weitestgehenden Alltagsnormalitdt. Keine Ausnahme mehr besteht
hingegen fiir die planbare Beseitigung der Katastrophenfolgen. Bei den Maflnahmen zur Aufrechterhaltung
einer weitestgehenden Alltagsnormalitét (sieche zum Begriff § 2 Abs 1 S. KHMG 2024) handelt es sich um
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Mafnahmen, die die Katastrophenschutzbehorde zur Bekdmpfung der Katastrophe anordnet. Die Bekdmp-
fung einer Katastrophe besteht in der Verhinderung der Ausweitung und in der Beschriankung der unmit-
telbaren in groem Umfang Menschen, Tiere, Umwelt oder Sachen treffenden Auswirkungen einer bereits
eingetretenen Katastrophe (§ 2 Abs 2 S. KHMG 2024). Als Beispiel kann die fiir die Erreichbarkeit einer
Alm unabdingbare Herstellung einer Behelfsbriicke genannt werden.

Hintergrund dieser Anderung ist das Vorbringen der Europdischen Kommission im Vertragsverletzungs-
verfahren, dass die Republik Osterreich gegen Art 6 Abs 3 der FFH-Richtlinie verstoBen habe, da sie die
Arbeiten zur Beseitigung von Katastrophenfolgen nicht einer Vertraglichkeitspriifung unterzogen habe,
sondern solche MaBnahmen vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausgenommen habe. Dies sei, wie sich
aus der Rechtsprechung des EuGH ergebe, nur fiir die unmittelbare Gefahrenabwehr moglich.

Um Art 6 Abs 3 der FFH-Richtlinie im Bereich der Beseitigung von Katastrophenfolgen ordnungsgemaf
zur Umsetzung zu bringen, werden diese MaBnahmen in das Gesetz miteinbezogen und einer besonderen
Regelung (Anzeigeverfahren gemal § 14a, inkl Vertraglichkeitspriifung) unterworfen.

ZuZ4(§4Z5 und9):

§ 4 legt Definitionen fiir die wichtigsten vom Gesetz verwendeten Begriffe fest. Die Z S und 9 erfahren
gegeniiber dem geltenden Recht eine Uberarbeitung:

In der Z 5 wird der Begriff des Eingriffs definiert. Hier soll zum einen betont werden, dass sich Eingriffe
stets auf den Nationalpark (also seine Natur, Arten und Landschaften) beziehen. Da das Gesetz den Begriff
des Eingriffs aber sehr uneinheitlich verwendet und selten ausdriicklich auf den Nationalpark Bezug nimmt,
erfolgt eine Anfiigung als Klammerausdruck.

Zum anderen soll das Verstindnis dariiber, welche Vorhaben und Mallnahmen als Eingriffe angesehen
werden, erweitert werden. So gilt wie bisher, dass voriibergehende oder dauerhafte Mafinahmen, die einzeln
oder zusammen mit anderen MaBnahmen nicht nur unbedeutende Auswirkungen auf das Schutzgebiet oder
geschiitzte Objekt im Hinblick auf den Schutzzweck bewirken kénnen oder durch eine mehrfache Wieder-
holung oder Haufung derartiger Maflnahmen voraussichtlich bewirken, einen Eingriff darstellen. Ein Ein-
griff liegt auch dann vor, wenn die Maflnahmen selbst auBBerhalb des Schutzgebietes oder geschiitzten Ob-
jektes ihren Ausgang nehmen.

Neu aufgenommen wird, dass auch Pléne oder Projekte (Vorhaben), die nicht unmittelbar mit der Verwal-
tung des Natura 2000-Gebietes in Verbindung stehen oder hierfiir nicht notwendig sind, die ein solches
Gebiet jedoch einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Pldnen oder Projekten erheblich beeintrich-
tigen konnen, als Eingriff angesehen werden. Diese Erweiterung bewirkt insbesondere, dass solche Vorha-
ben in der Kernzone in der Regel untersagt sind (§ 6 Abs 2) und in der Auflenzone detaillierten Regelungen
unterworfen werden (§ 7). Die Ergdnzung dient der Umsetzung des Art 6 Abs 3 der FFH-Richtlinie.

Dariiber hinaus entfillt in der Definition von ,,FFH-Richtlinie* gemif3 Z 9 die Bezugnahme auf die aktuelle
Fassung dieser Richtlinie, da ohnehin im § 44 Abs 1 Z 1 die entsprechende Fassung angefiihrt wird.

ZuZ5 (§ 4a):

Im neu eingefiigten § 4a soll nach dem Vorbild des NSchG (§ 35) die Moglichkeit geschaffen werden,
Landschaftspflege- und Detailpléne zu erstellen. Bei der Ausarbeitung bedient sich die Nationalparkbe-
horde geeigneter Fachkundiger, insbesondere aus dem Bereich Land-, Forst- und Almwirtschaft mit ihrem
Sachverstand. Grundeigentiimerinnen und -eigentiimer, das Nationalparkkuratorium und der Fondsbeirat
sind entsprechend einzubinden. Die Plane tragen den Namen ,,Natura 2000-Landschaftspflegeplane und
sollen dem Ziel der Erhaltung oder Wiederherstellung eines giinstigen Erhaltungszustandes der im Natio-
nalpark vorkommenden schiitzenswerten Arten und Lebensrdume dienen. In den Pldnen werden beispiels-
weise die zur Erreichung der Erhaltungsziele geeigneten land- und almwirtschaftlichen Bewirtschaftungs-
formen und Erhaltungsmafnahmen dargestellt, wobei die Bewirtschaftung als ,,Pflege” im Sinn des Land-
schaftspflegeplans zu verstehen ist. Die Pléne stellen eine fachliche Grundlage fiir weitergehende Entschei-
dungen oder Verfiigungen der Behorde (zB Bewirtschaftungsplidne) dar.

ZuZ 6 (§ 6 Abs 3 und 4):

Die Bestimmung des § 6 legt die in den Kernzonen des Nationalparks geltenden Vorschriften fest. Grund-
sdtzlich ist in der Kernzone jeder Eingriff in die Natur und in den Naturhaushalt sowie jede Beeintréchti-
gung des Landschaftsbildes untersagt (§ 6 Abs 2). Hiervon gibt es jedoch Ausnahmen in Abs 3 (Bewilli-
gungspflicht) und Abs 4 (grundsitzliche Zuléssigkeit). In den Abs 3 und 4 erfolgen punktuelle Uberarbei-
tungen:
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Abs 3:

Abs 3 Z 5 normiert, dass die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet sind, und
Drohnen in weniger als 5.000 m Seehdhe einer Bewilligung zugénglich ist, soweit sie nicht zu sportlichen
oder touristischen Zwecken dient.

Wihrend die Verwendung von Luftfahrzeugen mit Motorantrieb, die nicht zu sportlichen oder touristischen
Zwecken dient, bereits im geltenden Recht ausdriicklich einem Bewilligungsverfahren unterstellt war, soll
dies nun auch fiir Drohnen klargestellt werden. Eine Bewilligung ist nur bei Vorliegen der Voraussetzung
des § 14 moglich.

Bei Drohnen handelt es sich um unbemannte Luftfahrzeuge im Sinn des Luftfahrtgesetzes, BGBI
Nr 253/1957, sofern sie nicht ausschlieBlich zu Zwecken des Fluges selbst eingesetzt werden; bei Letzteren
handelt es sich um Flugmodelle (vgl Landesverwaltungsgericht Tirol vom 19. Juli 2017, LVwG-
2017/22/0689-3). Der Einsatz von blolen Flugmodellen ist unerwiinscht und soll nicht bewilligungsféhig
sein.

Klargestellt werden soll nun auch ausdriicklich, dass Sport- und Tourismusfliige nicht bewilligungsféhig
sind. Sie bleiben gemall Abs 2 untersagt.

Abs 4:

Der geltende Abs 4 nennt jene Téatigkeiten und Mafinahmen, die in den Kernzonen grundsétzlich ohne
besondere Bewilligung zuldssig sind. Diese grundsdtzliche Zulédssigkeit bestehen jedoch nicht unbe-
schrinkt: Geméal § 9 Abs 1 kann die Landesregierung durch Verordnung fiir die Kernzonen einzelne der
gemil § 6 Abs 4 weiterhin zuldssigen Maflnahmen untersagen oder nur mit behdrdlicher Bewilligung fiir
zuléssig erkliren, wenn dies unbedingt erforderlich ist, um zu verhindern, dass jene natiirlichen Lebens-
rdume verschlechtert oder jene Tier- und Pflanzenarten erheblich gestort werden, fiir die nach dem Schutz-
zweck des Nationalparks ein giinstiger Erhaltungszustand sichergestellt werden soll.

Hintergrund fiir diese Regelung ist die FFH-Richtlinie, wie sich aus der Regierungsvorlage zur Stammfas-
sung des S.NPG ergibt (RV 124 BIgL. T 15. GP, 3. Sess, 48): ,,Gemill Art 6 Abs 2 der FFH-Richtlinie tref-
fen die Mitgliedstaaten die geeigneten Maflnahmen, um in den besonderen Schutzgebieten die Verschlech-
terung der natiirlichen Lebensrdume und der Habitate der Arten sowie Storungen von Arten, fiir die Gebiete
ausgewiesen worden sind, zu vermeiden, sofern solche Storungen sich im Hinblick auf die Ziele dieser
Richtlinie erheblich auswirken kdnnten (Verschlechterungsverbot). Der Nationalpark unterliegt bereits
strengen Schutzbestimmungen, die nach menschlichem Ermessen auch in Zukunft jede mogliche Bedro-
hung abwehren sollten. Fiir den Fall, dass sich diese Annahme als unzutreffend erweist und etwa neue
Nutzungsbestrebungen oder touristische Entwicklungen zusitzliche Verbote erforderlich machen, sieht
Abs 1 eine Verordnungserméachtigung fiir die Landesregierung vor.*

Mittels § 9 Abs 1 kann somit die jederzeitige Ubereinstimmung des § 6 Abs 4 mit den Vorgaben der FFH-
Richtlinie (insb Art 6 Abs 2 und 3) sichergestellt werden. Eine solche Einschrankung der gesetzlichen Er-
maéchtigungen ist bereits mit der geltenden Nationalpark-Schutzbestimmungenverordnung fiir die forstliche
Nutzung erfolgt. Geplant ist weiters, gestiitzt auf diese Verordnungserméachtigung Schutzbestimmungen
auch fiir die landwirtschaftliche Nutzung zu erlassen.

Um diesen Zusammenhang zwischen den gesetzlichen Vorgaben des § 6 Abs 4 und den Vorgaben der
Verordnungen geméll § 9 Abs 1 sichtbarer zu machen, wird kiinftig im Einleitungssatz auf etwaige ein-
schrinkende Verordnungsbestimmungen hingewiesen.

ZuZ7(§7 Abs 2, 4 und 5):

Die Bestimmung des § 7 legt die in den Auflenzonen des Nationalparks geltenden Vorschriften fest. Abs 2
nennt jene Tatigkeiten und Maflnahmen, die nur mit einer Bewilligung zuldssig sind, Abs 3 enthélt Aus-
nahmen dazu und Abs 4 legt jene Tatigkeiten und MaBnahmen fest, die in den Auflenzonen untersagt sind.
Auch in diesen Bestimmungen erfolgen punktuelle Uberarbeitungen:

Abs 2 Einleitungssatz und 5:

Auch die gesetzlichen Regelungen iiber die Aulenzonen gelten nicht absolut, sondern sind im Zusammen-
hang mit § 9 Abs 1 zu lesen. Das bedeutet, dass die Anordnungen der Abs 2, 3 und gegebenenfalls auch
des Abs 4 (Schlusssatz) vorbehaltlich strengerer Regelungen in einer Verordnung gemal} § 9 Abs 1 gelten.
Fiir die Hintergriinde dafiir wird auf die Erlduterungen zu § 6 Abs 4 verwiesen. Auch in diesem Bereich
bestehen bereits in der Nationalpark-Schutzbestimmungenverordnungen fiir die forstliche Nutzung beson-
dere Regelungen und ist fiir die landwirtschaftliche Nutzung die Erlassung weitergehender Bestimmungen
durch Verordnung geplant.
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Um den Zusammenhang zwischen § 7 und § 9 Abs 1 — insbesondere im Hinblick auf das Vertragsverlet-
zungsverfahren — klarer hervorzuheben, wird ein neuer Abs 5 aufgenommen, welcher auf mogliche beson-
dere Verordnungsvorgaben im Sinn des § 9 Abs 1 hinweist. Entsprechend erfolgt ein Hinweis im Abs 2.

Abs 2 Z 3:

Im geltenden Abs 2 Z 3 ist vorgesehen, dass in der AuBlenzone groere Bodenverletzungen einer Bewilli-
gung bediirfen; dies gilt jedoch nicht fiir groBere Bodenverletzungen im Zuge der jeweils {iblichen land-
oder forstwirtschaftlichen und sonstigen holzwirtschaftlichen sowie gértnerischen Nutzung.

Diese Bestimmung erfihrt eine Anderung in der Hinsicht, dass die Ausnahme von der Bewilligungspflicht
fiir die land- oder forstwirtschaftliche, die sonstige holzwirtschaftliche und die gértnerische Nutzung ent-
fallt. Hintergrund fiir den Entfall ist folgender: Bodenverletzungen sind naturschutzfachlich auf Grund der
Moglichkeit erheblicher Beeintrachtigungen von Bodenstruktur, Vegetationsbestand und Lebensraumqua-
litat nicht als bloe Begleiterscheinung forstlicher bzw landwirtschaftlicher Nutzung anzusehen, sondern
bediirfen einer eigenstéindigen naturschutzfachlichen Beurteilung. Aus diesem Grund sind sie in das Bewil-
ligungsregime aufzunehmen. Dies trdgt den unionsrechtlichen Anforderungen der FFH-Richtlinie Rech-
nung, wonach auch derartige Mallnahmen als ,,Projekte* im Sinn des Art 6 Abs 3 der FFH-Richtlinie qua-
lifiziert werden konnen und einer entsprechenden Priifung zu unterziehen sind, sofern eine erhebliche Be-
eintrachtigung des betreffenden Schutzguts nicht von vornherein ausgeschlossen werden kann. Von einer
groferen Bodenverletzung ist jedenfalls bei durch Fahrzeuge, Maschinen und Geréte verursachte Boden-
verletzungen sowie bei einer Inanspruchnahme einer Fliche von insgesamt mehr als 250 m? auszugehen.
Dieser Grenzwert wird im Landesrecht regelmiBig fiir das Vorliegen von grofleren Bodenverletzungen an-
genommen (zB § 26 Abs 1 litd NSchG sowie § 2 Z 5 Allgemeine Landschaftsschutzverordnung 1995,
LGBI Nr 89/1995). Nicht als Bodenverletzung angesehen wird hingegen Viehtritt. Ndhere Ausfithrungen
sind gemal § 9 Abs 1 im Verordnungswege moglich.

Abs 2Z 6 und Abs 47 11:

Nach dem Vorbild der Regelung fiir die Kernzone wird auch fiir die Aulenzone eine Bestimmung fiir Be-
fliegungen mit Drohnen eingefiigt; sie sind grundsétzlich parallel zur Befliegung mit Luftfahrzeugen mit
Motorantrieb ausgestaltet:

Die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet sind, und Drohnen in weniger als
5.000 m Seehohe, soweit sie nicht zu sportlichen oder touristischen Zwecken dient, bedarf einer Bewilli-
gung (Abs 2 Z 6). Nicht ausgenommen von der Bewilligungspflicht und auch keiner Bewilligung zugéng-
lich ist die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet sind, sowie von Drohnen in
weniger als 5.000 m Seehdhe zu sportlichen oder touristischen Zwecken (Abs 4 Z 11).

ZuZ 8 (§9 Abs 1):

§ 9 Abs 1 wird im Wesentlichen unverindert aus dem geltenden Recht ibernommen. Es sollen jedoch zwei
Klarstellungen erfolgen:

§ 9 Abs 1 enthélt die Ermachtigung der Landesregierung, die gemal den §§ 6 bis 8 geltenden Schutzbe-
stimmungen einer strengeren Regelung zuzufiihren. Dies bedeutet konkret, dass die Landesregierung fiir
die Kernzonen und Sonderschutzgebiete einzelne der gemil § 6 Abs 4 oder geméaB der auf Grundlage von
§ 8 erlassenen Verordnungen weiterhin zuldssigen Maflnahmen untersagen oder nur mit behdrdlicher Be-
willigung fiir zuléssig erkldren kann (Z 1) oder fiir die Aulenzonen weitere Eingriffe untersagen oder nur
mit behordlicher Bewilligung fiir zuldssig erkldren kann (Z 2). Fiir beide Tatbestiande ist Voraussetzung,
dass dies unbedingt erforderlich sein muss, um zu verhindern, dass jene natiirlichen Lebensrdume ver-
schlechtert oder jene Tier- und Pflanzenarten erheblich gestdrt werden, fiir die nach dem Schutzzweck des
Nationalparks ein giinstiger Erhaltungszustand sichergestellt werden soll.

Die bisherige formale Gestaltung der Bestimmung hat die Interpretation zugelassen, dass sich die Voraus-
setzung der Wahrung des Erhaltungszustandes nur auf den Tatbestand der Z 2 bezieht. Dies widerspricht
aber der Intention des Gesetzgebers (siche insbesondere RV 124 BIgL. T 15. GP, 3. Sess, 48), weshalb eine
Umgestaltung vorgenommen und die Anwendbarkeit fiir beide Tatbestinde klargestellt wird.

Weiters soll ein neuer Schlusssatz aufgenommen werden, der ebenfalls klarstellende Wirkung haben soll:
Soweit nach den §§ 6 und 7 die Durchfiihrung eines Bewilligungsverfahrens vorgesehen ist, ist eine Ver-
traglichkeitspriifung durchzufiihren, also eine Priifung, ob durch die geplante Malnahme eine erhebliche
Beeintrichtigung der Erhaltungsziele des Nationalparks zu erwarten ist. Der positive Abschluss ist erfor-
derlich fiir die Bewilligungserteilung. Dies ergibt sich aus § 14 Abs 1 Z 2. Soweit eine Verordnung geméf
§ 9 Abs 1 iiber die gemél den §§ 6 bis 8 geltenden Schutzbestimmungen hinaus behordliche Bewilligungen
fiir Eingriffe vorsieht, soll auch in diesen Bewilligungsverfahren eine Vertraglichkeitspriifung durchgefiihrt
werden und deren Ergebnis fiir die Entscheidung tiber den Bewilligungsantrag mafBgeblich sein. Da die
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Verordnungen eigene Bewilligungskriterien vorsehen kdnnen, erscheint eine ausdriickliche Verpflichtung
zur Vertraglichkeitspriifung sinnvoll.

Die Europdische Kommission geht im Vertragsverletzungsverfahren davon aus, dass nicht bei allen Planen
und Projekten im Sinn des Art 6 Abs 3 der FFH-Richtlinie (bzw des § 4 Z 5), also Vorhaben, die ein Na-
tura 2000-Gebiet erheblich beeintriachtigten kdnnten, eine Vertraglichkeitsprifung durchgefiihrt wird.
Diese Ansicht wird unter Hinweis auf die bestehende Systematik aus gesetzlichen und verordnungsméfigen
Einschrankungen geméB den §§ 6, 7, 8 und 9 Abs 1 nicht geteilt, da mit diesen Instrumenten sichergestellt
werden kann, dass alle potenziell eingriffsintensiven Plidne und Projekte abgedeckt und einer Vertraglich-
keitspriifung unterworfen werden. Eine gesetzliche Klarstellung erscheint dennoch zweckmaBig.

Zu Z 10 (§ 14 Abs 1):

Der geltende § 14 Abs 1 verweist in jeder der drei Ziffern auf die Zielsetzungen des § 2. Da § 2 im Bereich
der Schutzgiiter und Erhaltungsziele erweitert wird, sodass ihre Festlegung nun auch auf dem neuen § 2
Abs 2 beruht, erscheint eine Anpassung des PriifungsmaBstabs der Vertrdglichkeitspriifung erforderlich.

Zu Z 11 (§§ 14a und 14b):

Mit den §§ 14a und 14b finden zwei neue Bestimmungen Eingang in das S.NPG. § 14a normiert fiir néher
bezeichnete einsatzvorbereitende MaBnahmen kiinftig eine Anzeigepflicht anstelle der bisher vorgesehenen
Bewilligungspflicht. Zudem wird eine Anzeigepflicht fiir katastrophenbeseitigende MaBnahmen festgelegt,
die nach geltender Rechtslage unter Umsténden nicht dem Anwendungsbereich des S.NPG unterlagen.
§ 14D trifft begleitende Regelungen zur Gigabit-Infrastrukturverordnung.

$ 14a:

§ 14a Abs 1 Z 1 und 2 wird in Anlehnung an die korrespondierende Bestimmung im § 3 Abs 2a NSchG
erlassen, um einheitlich vereinfachte Rahmenbedingungen fiir die Durchfiihrung von Ubungen und Ein-
satzvorbereitungen des Bundesheeres sowie von Rettungsorganisationen, der Feuerwehr, von Organen der
offentlichen Sicherheit und des Katastrophenhilfsdienstes zu schaffen. Kiinftig gilt, dass bei Maflnahmen
des Bundesheeres, die der allgemeinen Einsatzvorbereitung dienen (§ 2 Abs 2Z 1 WG 2001), und bei MaB-
nahmen anerkannter Rettungsorganisationen (§ 3 Abs 4 und 4a des Salzburger Rettungsgesetzes, LGBI
Nr 78/1981), der Feuerwehr, der Organe der 6ffentlichen Sicherheit und des Katastrophenhilfsdienstes, die
der Vorbereitung von Einsdtzen im Rahmen gesetzlicher Hilfeleistungsverpflichtungen dienen, an die
Stelle einer im S.NPG oder in einer auf seiner Grundlage erlassenen Verordnung vorgesehenen Bewilli-
gungspflicht eine Anzeigepflicht tritt.

Dasselbe soll gemaB § 14a Abs 1 Z 3 auch fiir Malinahmen zur Beseitigung von Katastrophenfolgen unter
Bedachtnahme auf die Wiederherstellung des fritheren Zustandes gelten, wobei hier vormals bestehende
Almflachen gemiB historischer Orthofotos (zB SAGIS 1952-54) unter Beriicksichtigung des Geschiebes
wiederhergestellt werden sollen. Die Beseitigung von Katastrophenfolgen ist im geltenden Recht aus dem
Anwendungsbereich des S.NPG ausgenommen (§ 3 Abs | Z 3). Im laufenden Vertragsverletzungsverfah-
ren hat die Europdische Kommission jedoch vorgebracht, dass eine vollstindige Herausnahme dieser MalB-
nahmen aus dem Gesetz nicht im Einklang mit Art 6 Abs 3 der FFH-Richtlinie stehe, da die Beseitigung
von Katastrophenfolgen das Schutzgebiet erheblich beeintrachtigen konnte, weshalb sich aus dem Unions-
recht eine Verpflichtung zur Durchfiihrung einer Vertraglichkeitspriifung ergebe. Dieser Anmerkung der
Kommission soll Rechnung getragen werden und damit die ordnungsgeméfe Umsetzung des Art 6 Abs 3
der FFH-Richtlinie sichergestellt werden. Bewilligungs- und anzeigefrei sind nur jene Fille der Katastro-
phenfolgenbeseitigung bzw -bekdmpfung, die bereits gemél § 3 Abs 1 Z 3 als behordlich angeordnete So-
fortmafBnahmen an kritischer Infrastruktur (zB die fiir die Erreichbarkeit einer Alm unabdingbare Herstel-
lung einer Behelfsbriicke) vom Geltungsbereich des S.NPG ausgenommen sind. Die iibrigen Malnahmen
zur Beseitigung von Katastrophenfolgen unterliegen der Anzeigepflicht oder, wenn es iiber die blofle Be-
seitigung von Katastrophenfolgen hinausgeht, einer Bewilligungspflicht.

Betont werden soll, dass § 14a nicht auf aktuelle Einsdtze oder unmittelbar drohende Gefahren abstellt: Fiir
MaBnahmen im Zuge des Einsatzes des Bundesheeres in den Féllen des § 2 Abs 2 Z 2 und 3 WG 2001, fiir
Mafnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit von Men-
schen und zur Abwehr von unmittelbar drohenden Katastrophen sowie fiir MaBnahmen im Zuge des Ein-
satzes von Organen der 6ffentlichen Sicherheit oder Aufsicht gibt es im S.NPG keine Vorgaben (§ 3 Abs 1
Z 2 bis 4).

Fiir das Verfahren der Anzeigeerstattung und -priifung wird auf die entsprechenden Bestimmungen des
NSchG verwiesen (§ 26 Abs 2, 3 und 5 NSchG). Durch die Verweisung auf § 26 Abs 3 NSchG ist sicher-
gestellt, dass die Behorde die Anzeige unverziiglich auf die Moglichkeit hin, sie zur Kenntnis nehmen zu
konnen, zu tiberpriifen hat. Ziel des Anzeigeverfahrens ist also gerade nicht die Verschweigung, sondern
eine aktive Kenntnisnahme jener Anzeigen, die den gesetzten Rahmenbedingungen entsprechen.
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Wesentlich ist hervorzuheben, dass diejenigen Griinde, die zu einem Versagen der Bewilligung nach die-
sem Gesetz oder einer Verordnung fiihren wiirden, auch fiir die Untersagung der angezeigten Mafinahme
malBgeblich sind. Soweit also beispielsweise die Vertraglichkeitspriifung ergibt, dass die Mafinahme eine
erhebliche Beeintridchtigung der Erhaltungsziele im Nationalpark verursachen wiirde, ist die MaBnahmen
zu untersagen. Um zusétzliche artenschutzrechtliche Probleme zu vermeiden, ist das Anzeigeverfahren fiir
die Beseitigung von Katastrophenfolgen an eine zeitnahe Anzeige und Umsetzung gebunden.

Der Anzeige sollen im Fall einer Beseitigung von Katastrophenfolgen eine Beschreibung der Katastrophe
und der Schéden sowie der geplanten Maflnahmen, eine Skizze dieser auf einem Orthofoto im Mafstab
1:5.000 bis 1 : 1.000 (abrufbar zB auf SAGIS) und eine aussagekréftige Fotodokumentation der Schaden
beigeschlossen werden. Ein entsprechendes Formular wird auf der Website des Nationalparks abrufbar sein.
Wie bereits aktuell im Sinn des Dokuments ,,Leitlinie bei Katastrophenereignissen praktiziert, besteht
weiterhin die Moglichkeit, eine gemeinsame Vorortbesichtigung mit Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern
der Nationalparkverwaltung in Anspruch zu nehmen.

§ 14b:

Diese Bestimmung wird in Anlehnung an das NSchG erlassen, um einheitliche Bestimmungen fiir den
Umgang mit Gigabit-Netzen in Schutzgebieten zu schaffen.

Die Gigabit-Infrastrukturverordnung soll Maflnahmen zum Aufbau von Gigabit-Netzen fiir die elektroni-
sche Kommunikation erleichtern und zielt darauf ab, solche Netze schneller und zu geringeren Kosten auf-
zubauen. Diese Verordnung gilt ab dem 12. November 2025, ist in den Mitgliedstaaten unmittelbar anzu-
wenden und bedarf keiner innerstaatlichen Umsetzung.

Zwar besteht im Regelungsbereich der Verordnung keine Regelungskompetenz der Mitgliedstaaten mehr,
doch erméchtigt Art 7 Abs 5 der Verordnung die Mitgliedstaaten dazu, in hinreichend gerechtfertigten Aus-
nahmefillen von Amts wegen die eigentlich bestehende Entscheidungsfrist von vier Monaten um weitere
(hochstens) vier Monate zu verldngern. Von dieser Erméachtigung wurde bereits fiir das Naturschutzverfah-
ren Gebrauch gemacht (§ 48b NSchG). Hintergrund dafiir war, dass die in den Art 7 und 8 der Verordnung
vorgesehene Viermonatsfrist samt Genehmigungsfiktion aus naturschutzfachlicher Sicht kritisch gesehen
wurde, da sie nicht auf die Lage der geplanten Infrastruktur zB in Schutzgebieten oder geschiitzten Lebens-
rdumen Bedacht nimmt. Eine eingehende naturschutzfachliche Priifung konnte bei einer Antragsstellung
etwa im Herbst vegetationsbedingt unter Umsténden nicht zeitgerecht erfolgen, sodass schwere Folgen fiir
geschiitzte Gebiete oder Arten iibersehen werden konnten. Dieselbe Beurteilung kann auch fiir den Natio-
nalpark getroffen werden, weshalb auch hier eine Verlangerungsméglichkeit der Frist vorgesehen wird, die
im Einzelfall so kurz wie nétig gewahlt werden muss und weitere vier Monate nicht tibersteigen darf.

ZuZ 12 (§ 16 Abs 3):

Die vorgeschlagene Anderung der Bestimmung iiber die Verarbeitung personenbezogener Daten dient aus-
schlieBlich der Erh6hung der Rechtssicherheit. Eine wesentliche inhaltliche Erweiterung der bestehenden
Datenverarbeitungsbefugnisse ist damit nicht verbunden.

Schon nach dem geltenden Recht sind die Nationalparkbehdrde und der Nationalparkfonds erméchtigt, zur
Wahrnehmung der ihnen nach diesem Gesetz iibertragenen Aufgaben personenbezogene Daten zu verar-
beiten, sofern dies zur Erfiillung einer Aufgabe oder zur Ausiibung einer Befugnis nach diesem Gesetz
erforderlich ist. Die bisher zitierten Gesetzesbestimmungen der §§ 23, 29, 32, 34 und 40 decken diesen
Aufgabenbereich jedoch nicht ab, weshalb diese Verweisung entfallen soll. Aus Griinden der Rechtsklar-
heit wird nunmehr eine beispielhafte Aufzéhlung jener Aufgaben vorgenommen, fiir welche Datenverar-
beitungen durch die Nationalparkbehdrde oder den Nationalparkfonds im Rahmen des Gesetzes unbedingt
erforderlich sind, nimlich insbesondere bei MaBnahmen der Uberwachung (Monitoring), Forschung, Kar-
tierung, Erhebung, Dokumentation und sonstigen naturschutzfachlichen Mallnahmen.

Zu Z 13 (§ 20 Abs 2):

Fir Anzeigeverfahren gemif § 14a wird die Parteistellung der Landesumweltanwaltschaft ausgeschlossen
(§ 20 Abs 2 Z 2). Diese Klarstellung erscheint im Hinblick auf die im § 20 Abs 1 weit gefassten Parteien-
rechte der Landesumweltanwaltschaft erforderlich.

Zu Z 14 (§ 28 Abs 3):

Es wird eine Klarstellung tiber die Zwecke aufgenommen, die mit dem Salzburger Nationalparkfonds ver-
folgt werden: § 28 Abs 3 hélt kiinftig ausdriicklich fest, dass der Fonds nicht auf Gewinn ausgerichtet ist
und gemeinniitzige Zwecke verfolgt. Hintergrund dafiir ist, dass der Nationalparkfonds um die Aufnahme
in die Liste der spendenbegiinstigten Einrichtungen nach § 4a Einkommensteuergesetz 1988, BGBI
Nr 400/1988, angesucht hat und diese Funktion bei positiver Beurteilung in Zukunft ausiiben wird. Eine
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vergleichbare Regelung findet sich etwa in § 2 Abs 2 des Bundesgesetzes tliber die Errichtung eines ,,Salz-
burger Festspielfonds®, BGBI Nr 147/1950.

Zu Z 15 (§ 40 Abs 1):

Gemail dem geltenden § 40 Abs 1 ist der Managementplan durch das Nationalparkkuratorium zu genehmi-
gen. Vor der Genehmigung ist sowohl der Fondsbeirat als auch der Nationalparkrat (Art I der Vereinbarung
gemal Art 15a B-VG zwischen dem Bund und den Landern Kéarnten, Salzburg und Tirol iiber die Zusam-
menarbeit in Angelegenheiten des Schutzes und der Forderung des Nationalparks Hohe Tauern, LGBI
Nr 95/1994) zu horen. Das Anhdrungsrecht des Nationalparkrates soll kiinftig entfallen.

Die gegenstindliche Bestimmung wurde mit der Intention erlassen, eine Harmonisierung der Handlungs-
und Entscheidungsstrukturen des Nationalparks Hohe Tauern in den Bundeslédndern Salzburg, Kdrnten und
Tirol herbeizufithren. Diese Harmonisierung sollte insbesondere durch eine gleichartige Einbindung der
jeweiligen nationalparkbezogenen Gremien erreicht werden. In der Vollzugspraxis hat sich jedoch gezeigt,
dass weder das Land Tirol noch das Land Kérnten eine entsprechende Verpflichtung normiert haben. Die
damit angestrebte Vereinheitlichung wurde somit nicht umgesetzt und besteht faktisch nicht. Vor diesem
Hintergrund ist die Beibehaltung des Anhorungsrechtes sachlich nicht mehr gerechtfertigt. Die Streichung
dieser Wortfolge dient der Anpassung der landesrechtlichen Regelung an die tatsdchliche Rechtslage in den
iibrigen ,,Nationalparkldndern* und trigt zur Klarstellung der landesrechtlichen Regelung sowie zur Ver-
meidung einer isolierten Sonderregelung fiir das Land Salzburg bei. Aus der Vereinbarung geméal Art 15a
ergibt sich keine Verpflichtung zur Normierung des Anhdrungsrechtes.

Zu Z 16 (§ 41 Abs 3):

Der Rechnungsabschluss des Nationalparkfonds soll nach den Vorgaben des Unternehmensgesetzbuches,
dRGBI S 219/1897, erstellt werden. Dies soll vor dem Hintergrund einer aktuellen Rechnungshofpriifung
(Nationalpark Hohe Tauern, Bericht des Rechnungshofes, ua Reihe SALZBURG 2023/4) klargestellt wer-
den.

ZuZ 17 (§43 Abs 1):
Die Verweisungen auf das Bundesrecht werden aktualisiert.
ZuZ 18 (§ 44):

Der Hinweis auf umgesetzte EU-Richtlinien wird aktualisiert und um die Umweltinformationsrichtlinie
erginzt (siche Erlduterungen zu § 2). Weiters wird ein Hinweis auf zitierte EU-Verordnungen aufgenom-
men.

Zu Z 19 (§ 47 Abs 10):

In dieser Bestimmung wird das Inkrafttreten der novellierten Bestimmungen geregelt. Weiters wird festge-
legt, dass Durchfiihrungsverordnungen bereits vor diesem Zeitpunkt erlassen werden konnen; sie diirfen
jedoch frithestens mit diesem Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.

Die Landesregierung stellt sohin den

Antrag,
der Salzburger Landtag wolle beschlieen:
1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben.

2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, Berichterstat-
tung und Antragstellung zugewiesen.
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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

Salzburger Nationalparkgesetz 2014

Zielsetzung

§2

Dieses Gesetz dient folgenden Zielen:
1. Schutzziel:

a) Das Gebiet des Nationalparks ist in seiner Schonheit und
Urspriinglichkeit zu erhalten.

b) Die fiir das Gebiet charakteristischen Tiere und Pflanzen
einschlieBlich ihrer Lebensrdume sind zu bewahren. Die naturnahe
Kulturlandschaft ist zur Sicherung der Biodiversitit nachhaltig zu
sichern.

¢) Der Nationalpark soll einem mdoglichst grolen Kreis von Menschen
ein eindrucksvolles Naturerlebnis ermdglichen.

Im Bereich der Kernzonen und der Sonderschutzgebiete des

Nationalparks Hohe Tauern haben die beiden zuerst genannten

Schutzziele den Vorrang vor dem in der lit ¢ enthaltenen Schutzziel.

. Erhaltungsziel: Fiir folgende Arten und Lebensrdume ist ein gilinstiger

Erhaltungszustand zu bewahren oder wiederherzustellen:

a) fiir die im Anhang II der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie genannten
Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse sowie fiir
die Vogelarten des Anhanges I der Vogelschutz-Richtlinie und fiir
Zugvogelarten;

b) fiir die im Anhang I der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie genannten
natiirlichen Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse
sowie

c) fiir die Lebensrdume von wildlebenden Vogelarten des Anhanges I der
Vogelschutz-Richtlinie und der Rastpldtze, Vermehrungs-, Mauser-
und Uberwinterungsgebiete von Zugvogelarten unter besonderer
Beriicksichtigung der international bedeutsamen Feuchtgebiete.

Zielsetzung, Schutzgiiter, Erhaltungsziele

§2

(1) Dieses Gesetz dient folgenden Zielen:
1. Schutzziel:

a) Das Gebiet des Nationalparks ist in seiner Schonheit und
Urspriinglichkeit zu erhalten.

b) Die fiir das Gebiet charakteristischen Tiere und Pflanzen
einschlieBlich ihrer Lebensrdume sind zu bewahren. Die naturnahe
Kulturlandschaft ist zur Sicherung der Biodiversitit nachhaltig zu
sichern.

c¢) Der Nationalpark soll einem mdglichst groen Kreis von Menschen
ein eindrucksvolles Naturerlebnis ermdglichen.

Im Bereich der Kernzonen und der Sonderschutzgebicte des

Nationalparks Hohe Tauern haben die beiden zuerst genannten

Schutzziele den Vorrang vor dem in der lit ¢ enthaltenen Schutzziel.

. Erhaltungsziel: Fiir folgende Arten und Lebensrdume ist ein giinstiger

Erhaltungszustand zu bewahren oder wiederherzustellen:

a) fiir die im Anhang II der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie genannten
Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse sowie fiir
die Vogelarten des Anhanges I der Vogelschutz-Richtlinie und fiir
Zugvogelarten;

b) fiir die im Anhang I der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie genannten
natlirlichen Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse
sowie

c) fiir die Lebensrdume von wildlebenden Vogelarten des Anhanges I der
Vogelschutz-Richtlinie und der Rastplitze, Vermehrungs-, Mauser-
und Uberwinterungsgebiete von Zugvogelarten unter besonderer
Beriicksichtigung der international bedeutsamen Feuchtgebiete.
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Eine Liste der im Nationalpark zu schiitzenden Arten und Lebensrdume
gemdl lita bis c liegt beim Amt der Landesregierung, bei den
Bezirksverwaltungsbehorden Zell am See, StJohann im Pongau und
Tamsweg und bei der Nationalparkverwaltung zur Einsichtnahme wahrend
der fiir den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden (§ 13 Abs 5 AVG)
auf. Nach Mallgabe der technischen Mdglichkeiten ist die Liste auch im
Internet bereit zu stellen.

3. Bildungsziel: Der Nationalpark als Einrichtung zur Umweltbildung soll
zur Bewusstseinsbildung iiber die mit der Erkldrung zum Nationalpark
verfolgten Ziele, iber die Nationalparkidee im Allgemeinen und iiber den
schonenden und nachhaltigen Umgang mit der Natur und den natiirlichen
Ressourcen beitragen.

Anwendungsbereich

§3
(1) Diesem Gesetz unterliegen nicht:

1. die herkdmmlichen Formen des Bergsteigens, des Wanderns, des
Tourenschilaufes udgl und die Ausiibung der Jagd und der Fischerei
entsprechend den landesgesetzlichen Vorschriften, soweit in den
Schutzbestimmungen fiir Sonderschutzgebiete nicht anderes bestimmt
1st;

2. Maflnahmen im Zuge des Einsatzes des Bundesheeres in den Fillen des
§ 2 Abs 2 Z 2 und 3 des Wehrgesetzes 2001;
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3. Bildungsziel: Der Nationalpark als Einrichtung zur Umweltbildung soll

zur Bewusstseinsbildung iiber die mit der Erkldrung zum Nationalpark
verfolgten Ziele, liber die Nationalparkidee im Allgemeinen und iiber den
schonenden und nachhaltigen Umgang mit der Natur und den natiirlichen
Ressourcen beitragen.

. Landeskulturelles Ziel: Die naturnahe Kulturlandschaft ist zur Sicherung

der Biodiversitit sowie zur Erhaltung zahlreicher Natura 2000-
Schutzgiiter in einem guten oder hervorragenden Zustand nachhaltig zu
sichern, da gerade der land-, alm- und forstwirtschaftlichen Nutzung eine
aulerordentliche Bedeutung fiir die langfristige Bewahrung der
Kulturlandschaften mit den vielfaltigen und wertvollen Lebensraumtypen
zukommt.

(2) Die Landesregierung hat fiir das Natura 2000-Gebiet Nationalpark Hohe
Tauern die zu schiitzenden Arten und Lebensrdume geméll Abs 1 Z 2 lit a bis ¢
sowie die Erhaltungsziele durch Verordnung festzulegen.

Anwendungsbereich

§3

(1) Diesem Gesetz unterliegen nicht:
1. die herkdmmlichen Formen des Bergsteigens, des Wanderns, des

Tourenschilaufes udgl und die Ausiibung der Jagd und der Fischerei
entsprechend den landesgesetzlichen Vorschriften, soweit in den
Schutzbestimmungen fiir Sonderschutzgebiete nicht anderes bestimmt
ist;

. Maflnahmen im Zuge des Einsatzes des Bundesheeres in den Fillen des

§ 2 Abs 2 Z 2 und 3 des Wehrgesetzes 2001, soweit in den
Schutzbestimmungen fiir Sonderschutzgebiete nicht anderes bestimmt
ist;
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3. MaBBnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fiir das 3. MaBBnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr fiir das

Leben oder die Gesundheit von Menschen, zur Abwehr von unmittelbar
drohenden Katastrophen und zur unmittelbaren Beseitigung von
Katastrophenfolgen unter Bedachtnahme auf die Wiederherstellung des
fritheren Zustandes;

4. Mafinahmen im Zuge des Einsatzes von Organen der oOffentlichen

Sicherheit oder Aufsicht, soweit in den Schutzbestimmungen fiir
Sonderschutzgebiete nicht anderes bestimmt ist.

Leben oder die Gesundheit von Menschen und zur Abwehr von
unmittelbar drohenden Katastrophen sowie auf Anordnung der fiir den
Vollzug des Salzburger Katastrophenhilfe und -managementgesetzes
2024 zustindigen Behorde die unmittelbar erforderlichen Mafinahmen
zur Aufrechterhaltung einer weitestgehenden Alltagsnormalitit;

. MaBinahmen im Zuge des Einsatzes von Organen der oOffentlichen

Sicherheit oder Aufsicht, soweit in den Schutzbestimmungen fiir
Sonderschutzgebiete nicht anderes bestimmt ist.

(2)und (3) ... (2) und (3) ...
Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen
§4 § 4
Im Sinn dieses Gesetzes gelten als: Im Sinn dieses Gesetzes gelten als:
1. bis 4. ... 1. bis 4. ...

5. Eingriffe in ein geschiitztes Gebiet: voriibergehende oder dauerhafte 5. Eingriffe (in den Nationalpark): Pldne oder Projekte (Vorhaben), die nicht

Malnahmen, die einzeln oder zusammen mit anderen Maflnahmen nicht
nur unbedeutende Auswirkungen auf das Schutzgebiet oder geschiitzte
Objekt im Hinblick auf den Schutzzweck bewirken kénnen oder durch
eine mehrfache Wiederholung oder Haufung derartiger MaBnahmen
voraussichtlich bewirken. Ein Eingriff liegt auch dann vor, wenn die
MaBnahmen selbst auBerhalb des Schutzgebietes oder geschiitzten
Objektes ihren Ausgang nehmen.

.bis 8. ...

. FFH-Richtlinie: Richtlinie des Rates 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 zur
Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume sowie der wild lebenden Tiere
und Pflanzen, zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2006/105/EWG.

unmittelbar mit der Verwaltung des Natura 2000-Gebietes in Verbindung
stehen oder hierfiir nicht notwendig sind, die ein solches Gebiet jedoch
einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Plinen oder Projekten
erheblich beeintrdchtigen konnen, sowie andere voriibergehende oder
dauerhafte MaBnahmen, die einzeln oder zusammen mit anderen
MalBnahmen nicht nur unbedeutende Auswirkungen auf das Schutzgebiet
oder geschiitzte Objekt im Hinblick auf den Schutzzweck bewirken
konnen oder durch eine mehrfache Wiederholung oder Héufung
derartiger MaBinahmen voraussichtlich bewirken. Ein Eingriff liegt auch
dann vor, wenn die MaBinahmen selbst aulerhalb des Schutzgebietes oder
geschiitzten Objektes ihren Ausgang nehmen.

.bis 8. ...
. FFH-Richtlinie = oder = Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie:  Richtlinie

92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen
Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen.
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Kernzonen

§6
(Hund (2) ...
(3) Die Nationalparkbehorde kann auf Ansuchen fiir die nachstehend

angefiihrten Maflnahmen gemdfB3 § 14 Ausnahmen von den Bestimmungen des
Abs 2 bewilligen:

1. bis 4. ...

5. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet
sind, in weniger als 5.000 m Seehéhe, soweit sie nicht zu sportlichen oder
touristischen Zwecken dient;
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Natura 2000-Landschaftspflegepléine

§ 4a
(1) Zur Erhaltung oder Wiederherstellung eines  glinstigen
Erhaltungszustandes der im Nationalpark vorkommenden Natura 2000-

Schutzgiiter kdnnen Natura 2000-Landschaftspflegepléne erstellt werden.

(2) In Ausfiihrung der Natura 2000-Landschaftspflegepline konnen fiir
begrenzte Gebiete oder fiir bestimmte PflegemaBnahmen Detailpléne erstellt
werden. Fiir diese gelten die nachfolgenden Bestimmungen sinngemal.

(3) Die Ausarbeitung von Natura 2000-Landschaftspflegeplédnen obliegt der
Nationalparkbehorde, die sich dabei geeigneter Fachkundiger zu bedienen hat. In
die Ausarbeitung sind die Grundeigentiimer, das Nationalparkkuratorium und der
Fondsbeirat einzubinden.

(4) Die Natura 2000-Landschaftspflegepldne sind im Internet auf der
Website des Landes zu verdffentlichen.

(5) Die Natura 2000-Landschaftspflegepldne sind bei der Erlassung
landesrechtlicher Entscheidungen oder Verfiigungen zu beachten.

Kernzonen
§6

(1)und (2) ...

(3) Die Nationalparkbehorde kann auf Ansuchen fiir die nachstehend
angefiihrten Maflnahmen gemiB3 § 14 Ausnahmen von den Bestimmungen des
Abs 2 bewilligen:

1. bis4. ...
5. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet
sind, und Drohnen in weniger als 5.000 m Sechohe, soweit sie nicht zu
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6.und 7. ...

(4) In den Kernzonen sind folgende Tétigkeiten und Mainahmen weiterhin
zuldssig:
l.bis5 ...

Auflienzonen
§7
...
(2) In den Auflenzonen sind folgende Maflnahmen, soweit sich aus Abs 3 und
4 nicht anderes ergibt, nur mit einer Bewilligung der Nationalparkbehorde
zuléssig:

l.und 2. ...

3.die Errichtung und wesentliche Anderung von StraBen, Wegen,
Parkflachen, Abbauflichen und Bergbauhalden sowie sonstige groflere
Bodenverletzungen, bei letzteren ausgenommen solche im Zuge der
jeweils tiblichen land- oder forstwirtschaftlichen und sonstigen holzwirt-
schaftlichen sowie girtnerischen Nutzung;

4.und 5. ...

6. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet
sind, in weniger als 5.000 m Seehdhe, soweit sie nicht zu sportlichen oder
touristischen Zwecken dient;

7.bis 9. ...

3)...
(4) Folgende MaBlnahmen sind in den Auflenzonen untersagt:
1. bis 10. ...

11. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet
sind, in weniger als 5.000 m Seehdhe zu sportlichen oder touristischen
Zwecken;

12. bis 16. ...
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sportlichen oder touristischen Zwecken dient, was keiner Bewilligung
zugénglich ist;
6.und 7. ...
(4) In den Kernzonen sind vorbehaltlich abweichender Bestimmungen einer
Verordnung gemal § 9 folgende Tatigkeiten und MaBBnahmen weiterhin zuléssig:
1.bis5 ...

Aullenzonen
§7
(...

(2) In den AuBlenzonen sind folgende MalBinahmen, soweit sich aus Abs 3, 4

und 5 nicht anderes ergibt, nur mit einer Bewilligung der
Nationalparkbehdrde zuldssig:
l.und 2. ...

3. die Errichtung und wesentliche Anderung von Straien, Wegen,
Parkfldchen, Abbaufldchen und Bergbauhalden sowie sonstige grofere
Bodenverletzungen;

4.und 5. ...

6. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet
sind, und Drohnen in weniger als 5.000 m Sechohe, soweit sie nicht zu
sportlichen oder touristischen Zwecken dient;

7.bis 9. ...
3) ...

(4) Folgende Malinahmen sind in den Auflenzonen untersagt:
1. bis 10. ...

11. die Verwendung von Luftfahrzeugen, die mit Motorantrieb ausgeriistet
sind, und von Drohnen in weniger als 5.000 m Seehdhe zu sportlichen
oder touristischen Zwecken;

12. bis 16. ...
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Weiter gehende Schutzbestimmungen

§9
(1) Die Landesregierung kann durch Verordnung iiber die gemif den §§ 6

bis 8 geltenden Schutzbestimmungen hinaus

1. fiir die Kernzonen und Sonderschutzgebiete einzelne der gemall § 6
Abs 4 oder gemil der auf Grundlage von § 8 erlassenen Verordnungen
weiterhin zuldssigen Maflnahmen untersagen oder nur mit behdrdlicher
Bewilligung fiir zuldssig erkldren oder

2. fir die AuBenzonen weitere Eingriffe untersagen oder nur mit
behordlicher Bewilligung fiir zuléssig erkldren, wenn und soweit dies
unbedingt erforderlich ist, um zu verhindern, dass jene natiirlichen
Lebensrdume verschlechtert oder jene Tier- und Pflanzenarten erheblich
gestort werden, flir die nach dem Schutzzweck des Nationalparks ein
giinstiger Erhaltungszustand sichergestellt werden soll (§ 2 Z 2).

) und (3) ...
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(5) Die Anordnungen der vorstehenden Absdtze gelten vorbehaltlich

abweichender Bestimmungen einer Verordnung nach § 9.

Weiter gehende Schutzbestimmungen

§9
(1) Die Landesregierung kann durch Verordnung iiber die gemaf3 den §§ 6

bis 8 geltenden Schutzbestimmungen hinaus

1. fiir die Kernzonen und Sonderschutzgebiete einzelne der gemal § 6
Abs 4 oder gemal3 der auf Grundlage von § 8 erlassenen Verordnungen
weiterhin zuldssigen Maflnahmen untersagen oder nur mit behdrdlicher
Bewilligung fiir zuléssig erklaren oder

2. fiir die AuBenzonen weitere Eingriffe untersagen oder nur mit
behordlicher Bewilligung fiir zuldssig erkléren,

wenn und soweit dies unbedingt erforderlich ist, um zu verhindern, dass jene
natiirlichen Lebensrdume verschlechtert oder jene Tier- und Pflanzenarten
erheblich gestort werden, fiir die nach dem Schutzzweck des Nationalparks
ein giinstiger Erhaltungszustand sichergestellt werden soll (§ 2 Abs 1 Z 2
und Abs 2). Eine Verordnung, die iiber die Schutzbestimmungen geméaf den
§§ 6 bis 8 hinaus behordliche Bewilligungen fiir Eingriffe in Kernzonen,
AuBlenzonen oder Sonderschutzgebiete anordnet, hat vorzusehen, dass die
Bewilligung nur erteilt werden darf, wenn durch die geplante Mainahme
keine erhebliche Beeintrachtigung der Erhaltungsziele gemél § 2 Abs 1 Z 2
und Abs 2 zu erwarten ist (Vertraglichkeitspriifung).

2)und 3) ...
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. 2. Unterabschnitt
2. Unterabschnitt

Bewilligungen, Anzeigen

Bewilligungen
Bewilligungsvoraussetzungen, Vertriglichkeitspriifung Bewilligungsvoraussetzungen, Vertriglichkeitspriifung
§14 § 14

(1) Soweit im Abs la oder in einer Verordnung gemdfl § 9 nicht anderes
(1) Soweit im Abs la oder in einer Verordnung geméal § 9 nicht anderes bestimmt ist, konnen Bewilligungen nach diesem Gesetz nur erteilt werden, wenn

bestimmt ist, konnen Bewilligungen nach diesem Gesetz nur erteilt werden, wenn 1.die geplante MaBnahme dem Schutzziel (§2 Abs1 Z 1) nicht

1. die geplante Maflnahme dem Schutzziel (§ 2 Z 1) nicht widerspricht; widerspricht;

2. durch die geplante MaBnahme keine erhebliche Beeintrichtigung der 2. durch die geplante Maflnahme keine erhebliche Beeintrdchtigung der
Erhaltungsziele gemidB § 2 Z 2 zu erwarten ist (Vertriglichkeitspriifung) Erhaltungsziele gemd § 2 Abs 1 Z 2 und Abs 2 zu erwarten ist
und (Vertraglichkeitspriifung) und

3. der angestrebte Zweck nicht auf andere, wirtschaftlich vertretbare Art und 3. der angestrebte Zweck nicht auf andere, wirtschaftlich vertretbare Art und
Weise erreicht werden kann, die keine oder jedenfalls eine geringere Weise erreicht werden kann, die keine oder jedenfalls eine geringere
Beeintrachtigung der Zielsetzung geméB § 2 Z 1 und 2 mit sich bringt. Beeintrachtigung der Zielsetzung gemal3 § 2 Abs 1 Z 1 und 2 sowie Abs

2 mit sich bringt.
(1a) bis (6) ...
(1a) bis (6) ...

Anzeigepflichtige Mafinahmen
§ 14a

(1) Folgende Maflnahmen unterliegen einer Anzeigepflicht:

1. MafBnahmen des Bundesheeres, die der allgemeinen Einsatzvorbereitung
dienen (§ 2 Abs 2 Z 1 des Wehrgesetzes 2001);

2. Mafinahmen anerkannter Rettungsorganisationen (§ 3 Abs 4 und 4a des
Salzburger Rettungsgesetzes), der Feuerwehr, der Organe der
offentlichen Sicherheit und des Katastrophenhilfsdienstes, die der
Vorbereitung von Einsdtzen im Rahmen gesetzlicher
Hilfeleistungsverpflichtungen dienen;



() und (2) ...

Geltende Fassung

Nationalparkbehorde
§16
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Vorgeschlagene Fassung

3. Maflnahmen zur Beseitigung von Katastrophenfolgen unter
Bedachtnahme auf die Wiederherstellung des fritheren Zustandes und
allféllige Materialverfrachtungen, soweit sie nicht gemif3 § 3 Abs 1 Z 3
vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind.

(2) Diese Maflnahmen sind vor der Durchfithrung der Nationalparkbehdrde
anzuzeigen. Im Fall von Maflnahmen geméf Abs 1 Z 3 ist die Anzeige innerhalb
eines Monats ab Kenntnis des Katastrophenereignisses einzubringen und die
MaBnahme zeitnahe umzusetzen. Die Anzeige ist von der Nationalparkbehorde
unter sinngeméfBer Anwendung der Bestimmungen des § 26 Abs2, 3 und 5
NSchG zur Kenntnis zu nehmen, wobei als Griinde fiir die Untersagung jene
Griinde gelten, die zu einem Versagen der Bewilligung nach diesem Gesetz oder
einer auf seiner Grundlage erlassenen Verordnung fithren wiirden.
Ordnungsgemail angezeigte und zur Kenntnis genommene Mafinahmen gelten als
bewilligte MaBBnahmen.

Besondere Bestimmungen im Zusammenhang mit dem Ausbau von Gigabit-
Netzen

§ 14b

(1) In Bewilligungsverfahren nach diesem Gesetz oder einer auf seiner
Grundlage erlassenen Verordnung im Zusammenhang mit dem Ausbau von
Gigabit-Netzen fiir die elektronische Kommunikation im Sinn der Gigabit-
Infrastrukturverordnung hat die Nationalparkbehorde innerhalb von 20
Arbeitstagen nach Eingang des Antrages dessen Vollstindigkeit zu bestétigen
oder nach § 13 Abs 3 AVG vorzugehen.

(2) Die Entscheidungsfrist von vier Monaten geméaB Art 7 Abs 5 der Gigabit-
Infrastrukturverordnung kann mit Bescheid der Nationalparkbehdrde um
hochstens weitere vier Monate verldngert werden, wenn es die jahreszeitlichen
Verhéltnisse zur ordnungsgeméfen Durchfiihrung des Verfahrens erforderlich
machen.

(3) Entscheidet die Nationalparkbehorde nicht innerhalb der in Abs 2
genannten Frist, gilt die Bewilligung nach Ablauf dieser Frist als erteilt.

Nationalparkbehorde
§16
(1)und (2) ...



Geltende Fassung

(3) Die mit der Vollziehung dieses Gesetzes betraute Behdrde gemél Abs 1
und der Nationalparkfonds gemaf3 § 28 diirfen zur Wahrnehmung der ihnen nach
diesem Gesetz iibertragenen Aufgaben personenbezogene Daten gemél §§ 23, 29,
32, 34 und 40 verarbeiten, sofern die jeweiligen Daten zur Erfiillung einer
Aufgabe oder zur Ausiibung einer Befugnis nach diesem Gesetz erforderlich sind.

Parteistellung der Landesumweltanwaltschaft
§20
1 ...

(2) Der Landesumweltanwaltschaft kommt in folgenden Verfahren keine
Parteistellung zu:
I....
2. (Anm: entfallen auf Grund LGBI Nr 67/2019).

3.und 4. ...
3)...
Allgemeines
§28
(1)und (2) ...
Managementplan
§40

(1) Die Nationalparkverwaltung hat fiir das Gebiet des Nationalparks Hohe
Tauern einen Managementplan auszuarbeiten, der auf einen Planungshorizont von
jeweils 9 Jahren auszurichten ist und alle zur Erreichung der Zielsetzung gemaf3
§ 2 umzusetzenden Mallnahmen in den Geschéftsfeldern Naturraummanagement,
Erhaltung der Kulturlandschaft, Wissenschaft und Forschung, Bildung und
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Vorgeschlagene Fassung

(3) Die mit der Vollziehung dieses Gesetzes betraute Behorde gemil Abs 1
und der Nationalparkfonds gemif3 § 28 diirfen zur Wahrnehmung der ihnen nach
diesem Gesetz iibertragenen Aufgaben personenbezogene Daten verarbeiten,
sofern die jeweiligen Daten zur Erfiillung einer Aufgabe oder zur Ausiibung einer
Befugnis nach diesem Gesetz erforderlich sind. Dies gilt insbesondere fiir
Datenverarbeitungen im Rahmen von Monitoring-, Forschungs-, Kartierungs-,
Erhebungs- und DokumentationsmafBnahmen sowie sonstigen
naturschutzfachlichen Maflnahmen.

Parteistellung der Landesumweltanwaltschaft
§20
1) ...

(2) Der Landesumweltanwaltschaft kommt in folgenden Verfahren keine
Parteistellung zu:

I ...
2. in Anzeigeverfahren;
3.und 4. ...
@3) ...
Allgemeines
§28
(1) und (2) ...

(3) Der Fonds ist nicht auf Gewinn ausgerichtet. Er verfolgt ausschlielich
die in diesem Gesetz definierten gemeinniitzigen Zwecke.

Managementplan
§ 40

(1) Die Nationalparkverwaltung hat fiir das Gebiet des Nationalparks Hohe
Tauern einen Managementplan auszuarbeiten, der auf einen Planungshorizont von
jeweils 9 Jahren auszurichten ist und alle zur Erreichung der Zielsetzung gemal
§ 2 umzusetzenden Mallnahmen in den Geschéftsfeldern Naturraummanagement,
Erhaltung der Kulturlandschaft, Wissenschaft und Forschung, Bildung und



Geltende Fassung

Besucherinformation sowie Regionalentwicklung darstellen soll.  Der
Managementplan bedarf der Genehmigung des Nationalparkkuratoriums und ist
in regelmifigen Abstinden zu evaluieren. Vor der Genehmigung sind der
Fondsbeirat und der Nationalparkrat (Art II der Vereinbarung gemil3 Art 15a
B-VG zwischen dem Bund und den Léndern Kéarnten, Salzburg und Tirol {iber die
Zusammenarbeit in Angelegenheiten des Schutzes und der Forderung des
Nationalparks Hohe Tauern zu horen.
(2)und (3) ...
Aufsicht iiber den Fonds

§ 41
() und (2) ...

Verweisungen auf Bundesrecht
§43

(1) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche
Vorschriften gelten als solche auf die Fassung, die diese durch Anderungen bis zu
dem im Folgenden letztzitierten Rechtsakt, diesen einschlieend, erhalten haben:

1. Gewerbeordnung 1994, BGBI Nr 194; Gesetz BGBI I Nr 125/2013;
2. Vermessungsgesetz, BGBI Nr 306/1968; Gesetz BGBI I Nr 129/2013;
3. Wehrgesetz 2001, BGBI I Nr 146/2001; Gesetz BGBI I Nr 181/2013.

2)...
Umsetzungshinweis
§ 44

Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Rechtsakte der Européischen
Union:
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Vorgeschlagene Fassung

Besucherinformation sowie Regionalentwicklung darstellen soll. Der
Managementplan bedarf der Genehmigung des Nationalparkkuratoriums und ist
in regelmifigen Abstinden zu evaluieren. Vor der Genehmigung ist der
Fondsbeirat zu horen.

(2) und (3) ...
Aufsicht iiber den Fonds

§ 41
(1)und (2) ...
(3) Der Rechnungsabschluss ist nach dem Unternehmensgesetzbuch zu

erstellen.
Verweisungen auf Bundesrecht
§43

(1) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche
Vorschriften gelten, soweit nicht ausdriicklich anderes bestimmt wird, als
Verweisungen auf die letztzitierte Fassung:

1. Gewerbeordnung 1994 — GewO 1994, BGBI Nr 194/1994; Gesetz BGBI
I Nr 33/2026;

2. Unternehmensgesetzbuch — UGB, dRGBI S 219/1897; Gesetz BGBI I Nr
61/2026;

3. Vermessungsgesetz — VermG, BGBI Nr 306/1968; Gesetz BGBI I Nr
116/2022;

4. Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBI I Nr 146/2001; Gesetz BGBI I Nr
50/2025.

2)...
Umsetzungshinweis und Verweisungen auf Unionsrecht
§ 44

(1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien:



Geltende Fassung

1. Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie: Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdaume sowie der
wild lebenden Tiere und Pflanzen ABI 1992 Nr L 206, S. 7, in der
Fassung der Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur
Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Umwelt aufgrund des
Beitritts der Republik Kroatien, ABI Nr L 158 vom 10. Juni 2013;

2. Vogelschutz-Richtlinie: Richtlinie 2009/147/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber die Erhaltung
der wildlebenden Vogelarten, in der Fassung der Richtlinie 2013/17/EU
des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im
Bereich Umwelt aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien, ABI Nr
L 158 vom 10. Juni 2013.

Inkrafttreten novellierter Bestimmungen und Ubergangsbestimmungen

dazu
§ 47
(D) bis (9) ...
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Vorgeschlagene Fassung

1. Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natiirlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen,
ABI Nr L 206 vom 22. Juli 1992, in der Fassung der Richtlinie (EU)
2025/1237 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni
2025 zur Anderung der Richtlinie 92/43/EWG des Rates in Bezug auf den
Schutzstatus des Wolfs (Canis lupus), ABI Nr L 2025/1237 vom 24. Juni
2025;

2. Richtlinie 2009/147/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom
30. November 2009 iiber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, in
der Fassung der Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur
Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich Umwelt aufgrund des
Beitritts der Republik Kroatien, ABI Nr L 158 vom 10. Juni 2013;

3. Richtlinie 2003/4/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom
28. Januar 2003 iiber den Zugang der Offentlichkeit zu
Umweltinformationen und zur Authebung der Richtlinie 90/313/EWG
des Rates, ABI Nr L 41 vom 14. Februar 2003.

(2) Dieses Gesetz verweist auf die Verordnung (EU) 2024/1309 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2024 iber Maflnahmen zur
Reduzierung der Kosten des Aufbaus von Gigabit-Netzen fiir die elektronische
Kommunikation, zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/2120 und zur
Aufhebung der Richtlinie 2014/61/EU (Gigabit-Infrastrukturverordnung), ABI Nr
L 2024/1309 vom 8. Mai 2024, berichtigt durch ABI Nr L 2024/90315 vom 24.
Mai 2024.

Inkrafttreten novellierter Bestimmungen und Ubergangsbestimmungen
dazu

§ 47
(1) bis (9) ...

(10) Die §§ 2,3 Abs 1, (§) 4,4a,6 Abs 3 und 4, 7 Abs 2,4 und 5, 9 Abs 1,
14 Abs 1, 14a, 14b, 16 Abs 3, 20 Abs 2, 28 Abs 3, 40 Abs 1,41 Abs 3,43 Abs 1
und 44 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../.... treten mit dem auf ihre
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. Auf die geénderten
Bestimmungen gestiitzte Verordnungen konnen bereits vor dem im ersten Satz
bestimmten Zeitpunkt erlassen werden; sie diirfen jedoch frithestens mit diesem
Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.



12 von 12



	Nr. 85 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
	(5. Session der 17. Gesetzgebungsperiode)
	1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen:
	1.1. Die den § 2 betreffende Zeile lautet:
	1.2. Nach der den § 4 betreffenden Zeile wird eingefügt:
	1.3. Im 2. Abschnitt lautet die Überschrift des 2. Unterabschnittes:
	1.4. Nach der den § 14 betreffenden Zeile wird eingefügt:
	1.5. Die den § 44 betreffende Zeile lautet:
	2. Im § 2 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	2.1. Die Überschrift lautet: „Zielsetzung, Schutzgüter, Erhaltungsziele“
	2.2. Der bisherige Text erhält die Absatzbezeichnung „(1)“.
	2.3. Im Abs 1 (neu) entfällt in der Z 2 der Schlussteil.
	2.4. Im Abs 1 (neu) wird nach der Z 3 angefügt:
	2.5. Nach Abs 1 (neu) wird angefügt:
	3. Im § 3 Abs 1 lauten die Z 2 und 3:
	4. Im § 4 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	4.1. Die Z 5 lautet:
	4.2. Die Z 9 lautet:
	5. Nach § 4 wird eingefügt:
	6. Im § 6 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	6.1. Im Abs 3 lautet die Z 5:
	6.2. Im Abs 4 lautet der Einleitungssatz: „In den Kernzonen sind vorbehaltlich abweichender Bestimmungen einer Verordnung gemäß § 9 folgende Tätigkeiten und Maßnahmen weiterhin zulässig:“
	7. Im § 7 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	7.1. Im Abs 2 wird im Einleitungssatz die Verweisung „Abs 3 und 4“ durch die Verweisung „Abs 3, 4 und 5“ ersetzt.
	7.2. Im Abs 2 lautet die Z 3:
	7.3. Im Abs 2 lautet die Z 6:
	7.4. Im Abs 4 lautet die Z 11:
	7.5. Nach Abs 4 wird angefügt:
	8. § 9 Abs 1 lautet:
	9. Im 2. Abschnitt lautet die Überschrift des 2. Unterabschnittes:

	„2. Unterabschnitt
	Bewilligungen, Anzeigen“
	10. Im § 14 Abs 1 wird in der Z 1 die Verweisung „§ 2 Z 1“ durch die Verweisung „§ 2 Abs 1 Z 1“, in der Z 2 die Verweisung „gemäß § 2 Z 2“ durch die Verweisung „gemäß § 2 Abs 1 Z 2 und Abs 2“ und in der Z 3 die Verweisung „gemäß § 2 Z 1 und 2“ durch d...
	11. Nach § 14 wird eingefügt:
	12. § 16 Abs 3 lautet:
	13. Im § 20 Abs 2 wird nach Z 1 eingefügt:
	14. Im § 28 wird angefügt:
	15. Im § 40 Abs 1 lautet der letzte Satz: „Vor der Genehmigung ist der Fondsbeirat zu hören.“
	16. Im § 41 wird angefügt:
	17. § 43 Abs 1 lautet:
	18. § 44 lautet:
	19. Im § 47 wird angefügt:


	Erläuterungen
	1. Allgemeines:
	2. Verfassungsrechtliche Grundlage:
	3. Übereinstimmung mit dem EU-Recht:
	4. Kosten:
	5. Ergebnis des Begutachtungsverfahrens:
	6. Zu den einzelnen Bestimmungen:
	Zu Z 1 (Inhaltsverzeichnis):
	Zu Z 2 (§ 2):
	Zu Z 3 (§ 3 Abs 1):
	Zu Z 4 (§ 4 Z 5 und 9):
	Zu Z 5 (§ 4a):
	Zu Z 6 (§ 6 Abs 3 und 4):
	Zu Z 7 (§ 7 Abs 2, 4 und 5):
	Zu Z 8 (§ 9 Abs 1):
	Zu Z 10 (§ 14 Abs 1):
	Zu Z 11 (§§ 14a und 14b):
	Zu Z 12 (§ 16 Abs 3):
	Zu Z 13 (§ 20 Abs 2):
	Zu Z 14 (§ 28 Abs 3):
	Zu Z 15 (§ 40 Abs 1):
	Zu Z 16 (§ 41 Abs 3):
	Zu Z 17 (§ 43 Abs 1):
	Zu Z 18 (§ 44):
	Zu Z 19 (§ 47 Abs 10):

	Textgegenüberstellung
	2. Unterabschnitt

